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Vorwort 

Vorwort 

Bewaffnete Konflikte verursachen grenzenloses menschliches Leid und machen die 
Errungenschaften wirtschaftlicher, sozialer und menschlicher Entwicklung schnell zunichte. 
Staaten, die bewaffnete Konflikte hinter sich lassen, benötigen die Unterstützung der inter-
nationalen Entwicklungsgemeinschaft, um die großen Herausforderungen des Wiederauf-
baus ihrer physischen Infrastruktur anzugehen und vor allem, um ihre Institutionen den 
Erfordernissen von Nachkriegsgesellschaften entsprechend neu zu gestalten. 
 
Obwohl Fragen des Institutionenaufbaus in Nachkriegssituationen in den vergangenen 
Jahren verstärkte Aufmerksamkeit gefunden haben, gibt es bislang noch keine umfassenden 
politischen Leitlinien für die Förderung von Good Governance unter solchen Umständen. Um 
die Transparenz und Harmonisierung der Ansätze zu verbessern, wird diese Aufgabe in der 
näheren Zukunft von der internationalen Gemeinschaft angegangen werden müssen. Das 
deutsche Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) hat 
zunächst seine Durchführungsorganisation für technische Zusammenarbeit, die GTZ, 
beauftragt, zentrale Fragen bei der Förderung von Good Governance in Nachkriegs-
gesellschaften zu umreißen, die wichtigsten Akteure zu benennen, wichtige Ansatzpunkte zu 
skizzieren und Optionen bei der Abfolge von Maßnahmen aufzuzeigen. 
 
Dieses Diskussionspapier ist vom Projekt zur „Förderung von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit“ in enger Zusammenarbeit mit dem Zentrum für Entwicklungsforschung 
(ZEF) erarbeitet worden. Die Veröffentlichung stellt strategische Fragen in den Mittelpunkt 
und konzentriert ihre Analyse auf die Governance-Dimensionen Sicherheit, Politik und 
Verwaltung, Wirtschaft und Soziales, die in verschiedenen Stadien des Wiederaufbaus 
unterschiedliche Rollen spielen. Da die Förderung von Good Governance in Nachkriegs-
gesellschaften schwierige Entscheidungen und Prioritätensetzungen erfordert, diskutiert das 
Papier auch mögliche Zielkonflikte. 
 
Wir möchten an dieser Stelle den Autoren, Dr. Tobias Debiel und Ulf Terlinden, danken. 
Ihnen ist es gelungen, den komplexen Gegenstand zu erfassen und ihn Praktikern und dem 
interessierten Publikum verständlich zu machen. Hervorzuheben ist ebenfalls die Rolle von 
Ulrike Hopp, Dr. Uwe Kievelitz, Dr. Armin K. Nolting und Martha Gutiérrez, die den Prozess 
des Nachdenkens zu diesem Thema voranbrachten und wertvolle Einsichten aus der 
Perspektive der Entwicklungspolitik beisteuerten. 
 
 
 
 

  
Dr. Gabriele Geier 
BMZ, Leiterin des Referats „Governance; 
Demokratie; Frauen- und Menschenrechte“ 

Bernd Hoffmann 
GTZ, Abteilungsleiter „Staat und Demokratie“ 
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Einführung 

 

1. Einführung 

In Ländern, in denen gewalttätige Auseinandersetzungen zu Ende gegangen sind oder ein 
formaler Frieden geschlossen wurde, stehen die Bevölkerungen vor der enormen 
Herausforderung, ihre Nationen wiederaufzubauen. In dieser Nachkriegsphase ist die 
staatliche Autorität vielfach vollkommen zusammengebrochen. Was von der Regierung 
bleibt, hat häufig seine Legitimität verloren, denn sie kann ihren Bürgern weder Sicherheit 
noch Wohlfahrt bieten. In der überwiegenden Zahl der Fälle sind Nachkriegsphasen deshalb 
eher Perioden eines prekären und chaotischen Übergangs statt eines zuvor an 
Konferenztischen entworfenen Fortschritts. Das Problem der Nachkriegsgesellschaften1 ist 
und bleibt von hoher Relevanz für die Entwicklungszusammenarbeit (EZ). Im Jahr 2005 
zählen 34 Länder zu dieser Gruppe. 
 
Beim Wiederaufbau von Nachkriegsländern spielt Good Governance eine Schlüsselrolle. Die 
für den Wiederaufbau notwendigen menschlichen und institutionellen Ressourcen sind 
häufig der vorangegangenen Gewalt zum Opfer gefallen. Deshalb sind wir überzeugt, dass 
Länder in dieser Übergangsphase Zusammenarbeit und Hilfe der internationalen 
Gemeinschaft benötigen. Dabei geht es darum, transparente, effiziente und partizipative 
Governance-Strukturen zu schaffen und dadurch den anfälligen Transformationsprozess in 
Nachkriegsgesellschaften zu stabilisieren. Ein politisches und administratives System, das 
den Prinzipien von Good Governance gerecht wird, kann dem Ausbruch neuer Gewalt 
vorbeugen, da es Verfahren zur friedlichen Lösung von Konflikten bereit hält. 
 
Wie können Nachkriegsgesellschaften bei der Verbesserung von Governance optimal 
unterstützt werden? Welche Rolle kann die Entwicklungszusammenarbeit dabei spielen? 
Diese Fragen gaben den Anstoß zum vorliegenden Diskussionspapier. Es wurde vom 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) in Auftrag gegeben und vom 
GTZ-Sektorvorhaben zur „Förderung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit“ in Zusammen-
arbeit mit dem Zentrum für Entwicklungsforschung (ZEF) erstellt. 
 
Das Papier fasst die Merkmale von Governance in Nachkriegsgesellschaften zusammen und 
diskutiert einige Strategien zur Förderung von Good Governance in der Entwicklungs-
zusammenarbeit. Kapitel 2 untersucht zunächst die Bedingungen für die drei Dimensionen 
von Governance. Im Anschluss werden die für Good Governance in Nachkriegsgesell-
schaften entscheidenden Akteurstypen benannt. Schließlich wird die besondere Bedeutung 
des Gender-Aspekts erörtert.  
 
Kapitel 3 identifiziert Ansatzpunkte und Prioritäten für die Förderung von Good Governance 
in Nachkriegsgesellschaften und schlägt Möglichkeiten zu ihrer Sequenzierung vor. Die 
Schlussfolgerungen in Kapitel 4 benennen einige der möglichen Zielkonflikte in diesem 
Prozess. 
 

                                                 
1 In Anlehnung an Collier et al. (2003: 192) werden unter Nachkriegsgesellschaften Länder verstan-

den, die sich in den ersten zehn Jahren nach der Beendigung umfassender Kampfhandlungen 
befinden. Wir verwenden den im deutschen Sprachgebrauch üblichen Begriff „Nachkriegsländer“ 
bzw. –gesellschaften als Äquivalent zu den im internationalen Entwicklungsdiskurs etablierten 
Begriffen der „Post-Conflict Countries bzw. Societies“. (Siehe dazu Anhang 1 und 2.) 
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Einführung 

Das vorliegende Diskussionspapier richtet sich an alle Experten, die sich mit Governance-
Fragen in Nachkriegsgesellschaften befassen oder von ihnen betroffen sind. Dabei sind 
Regierungs- und Nichtregierungsakteure in Entwicklungsländern ebenso eingeschlossen wie 
Kollegen in bi- und multilateralen Entwicklungsorganisationen und Regierungsbehörden. Es 
mag darüber hinaus für Wissenschaftler und Journalisten interessant sein, die sich mit 
Entwicklungsfragen befassen. 
 
Dieses Papier spricht keine detaillierten Empfehlungen für Instrumente der Governance-
Förderung aus. Dafür wären eine situationsspezifische Analyse und eine gemeinsame 
Prioritätensetzung mit den Partnern in den Ländern notwendig. Erste Hinweise darauf, wie 
Maßnahmen aussehen könnten, sind jedoch dem Maßnahmenüberblick in Anhang 4 und 
den länderspezifischen Projektbeispielen in Anhang 5 zu entnehmen.  
 
Dieses Papier spiegelt eine große Spanne von Ansichten zu Konflikten, Governance und 
politischem Wiederaufbau von Nachkriegsgesellschaften wider. Kollegen wie Dr. Fouzieh 
Melanie Alamir, Dr. Sabine Fandrych, Colin Gleichmann, Barbara Häming, Dr. Roman 
Poeschke, Christine Rosenbrock, Nina Scherg und Friederike Tschampa lieferten wertvolle 
Beiträge, die Erfahrungen der Entwicklungspolitik und technischen Zusammenarbeit 
berücksichtigen. 
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2. Governance in Nachkriegsgesellschaften 

Die nachfolgende Bestandsaufnahme zur einschlägigen Debatte um Governance-Förderung 
in Nachkriegsgesellschaften unternimmt zunächst eine funktionale Differenzierung von drei 
Dimensionen, nämlich Sicherheit (Security Governance), Politik & Verwaltung (Political-
Administrative Governance) sowie Wirtschaft & Soziales (Socio-Economic Governance).2 
Der Abschnitt schließt mit einer kurzen Beschreibung der beteiligten Schlüsselakteure und 
einer Diskussion der Situation von Frauen in Nachkriegsgesellschaften, einem Aspekt, der 
alle drei Dimensionen von Governance berührt. 
 
Die erfolgreiche Förderung von Good Governance in Nachkriegsgesellschaften hängt von 
einer Reihe von Faktoren ab: Wie wurde der Krieg beendet? Welche Maßnahmen hat die 
internationale Gemeinschaft zur Stabilisierung der Nachkriegssituation ergriffen? Wurde 
Staatlichkeit während des Krieges stark geschwächt oder gar zerstört? Die Chancen auf 
Friedenskonsolidierung und eine erhöhte Governance-Qualität sind zweifellos dort am 
höchsten, wo die Konfliktparteien selbst in der Lage waren, eine Einigung auszuhandeln; die 
internationale Gemeinschaft braucht unter solchen Bedingungen nur unterstützend und 
überwachend tätig werden. Da die Konfliktparteien sich mit dem Friedensschluss 
identifizieren, sind sie i.d.R. auch zu Kompromissen bereit, um das Erreichte nicht zu 
gefährden.  
 
Die Technische Zusammenarbeit (TZ) operiert jedoch meistens unter weit ungünstigeren 
Umständen. In vielen Fällen musste die internationale Gemeinschaft noch in Zeiten 
bewaffneter Auseinandersetzungen starken Druck ausüben, um Bürgerkriege oder regionale 
Konflikte zu beenden. Nach Kriegsende wurde die Lage dann häufig militärisch stabilisiert – 
Umstände, die TZ-Maßnahmen im Governance-Bereich notwendigerweise prägen. Derartige 
Friedensoperationen führen die Vereinten Nationen, regionale Organisationen (wie 
ECOWAS in Liberia 2004) und/oder einzelne Staaten (wie Großbritannien in Sierra Leone) 
durch. Derzeit gibt es über 40 militärische und nichtmilitärische Missionen (der UN, OSZE, 
EU) in Nachkriegsgesellschaften.3  
 
Bei der Diskussion über Good-Governance-Konzepte für Nachkriegsgesellschaften besteht 
die Gefahr, dass alles „über einen Kamm geschoren“ wird und damit die jeweiligen 
Besonderheiten einer Situation außer Acht gelassen werden. Angepasste Konzepte sind 
umso wichtiger, als sich seit Beginn der 1990er Jahre eine nennenswerte Anzahl von 
Staaten, meist in Verbindung mit regionalen Konflikten, in Verfallsprozessen befindet. Diese 
Staaten sind immer weniger in der Lage, das staatliche Gewaltmonopol aufrecht zu erhalten 
bzw. klassische Staatsaufgaben wie Sicherheit, Bildung, Gesundheit und die Bereitstellung 
von weiteren öffentlichen Gütern wahrzunehmen. Wenn Politikempfehlungen für bestimmte 
Länder operationalisiert werden sollen, müssen diese das Ausmaß berücksichtigen, in dem 
Staatlichkeit geschwächt oder zerstört worden ist. Die Stärken und Schwächen eines Staates 
sind in den drei Dimensionen von Governance oft unterschiedlich. Die Bereitstellung von 
Sicherheit stellt jedoch zweifellos einen Schlüsselfaktor dar. 

                                                 
2 Um die Anschlussfähigkeit an den zumeist englischsprachigen Diskurs zum Thema zu gewähr-

leisten, werden diese etablierten Begrifflichkeiten nicht ins Deutsche übersetzt. 
3 Einen Überblick über die Entwicklung internationaler Friedensoperationen bietet Kühne (2001). Ein 

detaillierter Überblick über jüngere Missionen findet sich auf der Website des Zentrums für 
Internationale Friedenseinsätze (www.zif-berlin.org).  
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2.1 Dimensionen von Governance 

Governance beschreibt die Anwendung von Regeln und Prozessen, nach denen in einer 
Gesellschaft Autorität und Kontrolle ausgeübt, politische Entscheidungen getroffen, die 
Regelung der Handlungsspielräume von Staat und Gesellschaft strukturiert und die 
Ressourcen für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung verwaltet werden. Um den Begriff 
für Nachkriegssituationen operationalisierbar zu machen, wird hier zwischen drei Dimensio-
nen von Governance unterschieden, die eng miteinander verbunden sind: Security 
Governance, Political-Administrative Governance und Socio-Economic Governance. 
 
 
Security Governance 
 
Security Governance kann als Voraussetzung für die anderen Dimensionen von Governance 
betrachtet werden. Ohne ein Mindestmaß an Sicherheit kann der Staat seine 
Ordnungsfunktionen nicht wahrnehmen. Meist mangelt es nicht an Sicherheitskräften, 
sondern daran, diese nach einem Krieg wieder unter effektive zivile Kontrolle zu stellen und 
auf ihre Kernaufgaben in Friedenszeiten zu beschränken. Die aus Kriegszeiten herrührende 
Macht der Sicherheitskräfte erschwert es häufig auch, die notwendige Reduzierung von 
Militärausgaben nach Beendigung eines Krieges durchzusetzen. Die leichte Verfügbarkeit 
von Kleinwaffen in Nachkriegsländern trägt ebenfalls zur Destabilisierung bei. Ein weiterer 
Faktor ist der Zusammenbruch des Rechtswesens. Nicht nur trägt das Fehlen von Richtern 
und Gerichten zur Ausbreitung der Kriminalität bei, sie verleitet auch zu Selbst- und 
Lynchjustiz, wodurch sich wiederum die allgemeine Sicherheitslage verschlechtert. 
 
Seltener, aber für die Sicherheitslage sehr bedenklich, ist die Existenz von so genannten 
Warlords, die sich insbesondere in vom Staat nicht kontrollierten Regionen halten können 
bzw. ihren bereits erworbenen Einfluss absichern. Diese gilt es, wie auch Ex-Kombattanten, 
in den zivilen politischen Prozess bzw. eine zivile Erwerbstätigkeit zu integrieren. Der Erfolg 
derartiger Maßnahmen hängt allerdings nicht nur von institutionellen Bedingungen, sondern 
auch von der Fähigkeit der Bevölkerung ab, gewalttätige Verhaltensmuster zu überwinden 
und kollektive und individuelle Traumata (Post-Traumatic Stress Disorder, PTSD) 
aufzuarbeiten. Friedensabkommen sehen häufig einen wichtigen Demobilisierungs- und 
Reintegrationsprozess für die ehemaligen Kombattanten der Konfliktparteien vor. 
 
 
Political-Administrative Governance 
 
Häufig steht in Nachkriegsgesellschaften die Legitimität der Regierung in Frage. So 
sprechen Teile der Bevölkerung der Regierung insbesondere nach Bürgerkriegen das Recht 
ab, über ihre Zukunft zu entscheiden. Um die Legitimität der Regierung und des Regierungs-
systems zu stärken, bedarf es Lösungen, in denen sich alle Gruppen repräsentiert fühlen. 
Dies betrifft die horizontale Gewaltenteilung wie jene zwischen Zentralstaat und dezentralen 
Gebietskörperschaften. Im Idealfall sind diese Aspekte der Übergangsregierung sowie das 
Verfahren zur Ausarbeitung einer neuen Verfassung bereits in den Friedensverhandlungen 
geregelt worden.  
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2. Governance in Nachkriegsgesellschaften 

Der Ausgleich zwischen den relevanten sozialen Gruppen ist auch beim Umgang mit der 
Geschichte eines Konflikts zu berücksichtigen. Dabei muss insbesondere ein angemessenes 
Gleichgewicht zwischen der Versöhnung der Konfliktparteien und dem Umgang mit 
kollektiven traumatischen Erfahrungen (einschließlich Folter, geschlechtspezifischer Gewalt, 
Vergewaltigung als Mittel „ethnischer Säuberung“) gefunden werden, etwa durch die 
Einrichtung von Wahrheitskommissionen. Durch die Unsicherheit in Nachkriegssituationen 
und die hohe Wahrscheinlichkeit neuer Gewalt wird Politik in Nachkriegsgesellschaften 
jedoch häufig zur kurzfristigen Absicherung persönlicher Vorteile oder zur schnellen 
Abschöpfung von Kriegsgewinnen genutzt. Machtmissbrauch untergräbt die Legitimität der 
Regierung. Mit der fehlenden Autorität und Legitimität der Regierung wächst die Gefahr, 
dass Feindseligkeiten erneut aufflammen. 
 
Nach Beendigung von Kriegen ist der geschädigte Verwaltungsapparat häufig nicht in der 
Lage, seinen Bürgern die Mindestversorgung mit Basisdienstleistungen zu garantieren. 
Neben den Folgekosten des Krieges ist die Leistungsfähigkeit des Staatsapparats häufig 
durch Überzentralisierung eingeschränkt. Dort, wo Dienstleistungen erbracht werden 
können, bestehen hohe Anreize für Bestechung und Korruption. Letztere ist gerade in den 
auch wirtschaftlich prekären Nachkriegssituationen eine häufige Überlebensstrategie von 
Verwaltungsangestellten mit niedrigen und unzuverlässig ausgezahlten Gehältern. 
 
 
Socio-Economic Governance 
 
Makroökonomische Stabilität und eine als gerecht empfundene Verteilung von Gütern und 
Chancen reduzieren das Potenzial für erneute gewaltsame Konflikte. Viele Nachkriegs-
gesellschaften müssen ihre Kriegs- und Gewaltökonomien auf Friedensökonomien umstellen 
und ungeregelte Eigentumsfragen klären. Die Reintegration von ehemaligen Kombattanten, 
Flüchtlingen und Binnenvertriebenen erzeugt weitere Belastungen für Staaten, deren 
Einnahmenbasis in Kriegszeiten stark geschrumpft ist. Schuldenaufnahme erscheint häufig 
unvermeidlich, heizt aber die Inflation an. Schwindendes Vertrauen in die lokale Währung 
führt zu Kapitalflucht und reduziert die Handlungsmöglichkeiten der Regierung weiter. 
Grundbedürfnisse werden – wenn überhaupt – überwiegend „jenseits des Staates“ befriedigt, 
sei es durch internationale Hilfsleistungen, sei es durch den Rückgriff auf traditionelle 
Netzwerke. Beides mindert das allgemeine Vertrauen in den Staat weiter (vgl. 2.2). Dies gilt 
insbesondere dort, wo die Überlebensstrategien der Bevölkerung und die Interessen von 
Söldnergruppen Gewaltökonomien in Friedenszeiten fortbestehen lassen.  
 

2.2 Hauptakteure in Nachkriegsgesellschaften  

Ob sich Good Governance in Nachkriegsgesellschaften wirksam stärken lässt, hängt 
entscheidend vom Verhalten bestimmter sozialer Gruppen ab. Eine Entwicklungszusam-
menarbeit, die sich auf institutionelle Reformen und technische Hilfe beschränkt, ist 
unzureichend und läuft Gefahr, ins Leere zu laufen. Die notwendigen institutionellen 
Reformen müssen mit der Kapazitätsentwicklung bei jenen Akteuren einhergehen, die diese 
Reformen gestalten und umsetzen.  
 
Bevor bi- und multilaterale Geber mit der Umsetzung von Good-Governance-Programmen 
beginnen, ist es deshalb notwendig, die wichtigsten individuellen und kollektiven Akteure 
einer Gesellschaft zu identifizieren. Reformen können deren Interessen und die 
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2. Governance in Nachkriegsgesellschaften 

Machtverteilung zwischen ihnen berühren. Sie werden daher versuchen, diese Reformen in 
ihrem Sinne zu beeinflussen oder sie ganz zu blockieren.4 Drei wichtige Akteurstypen lassen 
sich in Nachkriegsgesellschaften unterscheiden:  
 
a) Reformer: Sie treiben die sozioökonomische und politisch-administrative Transformation 

in Richtung einer nachhaltigen Nachkriegsordnung voran. Sie zielen dabei auf Rechts-
staatlichkeit, Demokratie, Transparenz und Partizipation ab und streben die Überwin-
dung von Kommando- und Kriegsökonomien zugunsten gemischter Wirtschaftsformen 
mit rechtlich abgesicherten, marktwirtschaftlichen Regeln an (Elwert 2001). Ihre 
Karrieren sind eng daran gebunden, Unterstützung für Veränderungen zu mobilisieren 
und sichtbare Teilerfolge vorweisen zu können. Moderate Reformer betonen dabei die 
Notwendigkeit von Konsensbildung und Legitimitätssicherung (Input-Legitimität), 
während Radikalreformer stärker auf rasche Ergebnisse setzen (Output-Legitimität; vgl. 
Scharpf 1998). 

 
b) Bewahrer: Dies ist die Gruppe der Status-quo-Orientierten, die ihre Karrieren innerhalb 

des bestehenden Systems gemacht haben und ein gewisses Maß an Privilegien, Macht 
und Einkommen genießen. Verbesserungen von Governance werden von ihnen nicht 
abgelehnt, doch fehlt es ihnen an Anreizen, einen möglicherweise risikobehafteten 
Prozess des Wandels zu unterstützen. Bewahrer finden sich häufig in der Beamten-
schaft und in anderen gesellschaftlichen Gruppen, die Strategien gefunden haben, ihre 
Existenz auch während der Zeit eines bewaffneten Konflikts abzusichern. Ihr Verhalten 
(„Aussitzen“, Verzögerung weit reichender Veränderungen durch Vorschieben formeller 
Hindernisse) ist gut voraussagbar. Zugleich sind sie – zumal in turbulenten Zeiten großer 
Veränderungen – hin und her gerissen. Flexible und qualifizierte Gruppen und Akteure 
können von Änderungen profitieren und sich deshalb auf die Seite der moderaten 
Reformer schlagen, während abstiegsbedrohte Gruppen und Personen sich 
„Verhinderern“ und „Veto-Akteuren“ anschließen können. 

 
c) Verhinderer/Veto-Akteure: Verhinderer sind solche Akteure, deren Status, Macht, 

Wohlstand und Gruppenidentität eng mit den bestehenden Verhältnissen verbunden 
sind. Es kann sich dabei um im eigentlichen Sinne politische Akteure handeln, sie 
können aber auch aus wirtschaftlichen, religiösen oder militärischen Kreisen stammen. 
Verhinderer werden zu Veto-Akteuren, sobald sie ihre physische (Militär, Rebellen), 
finanzielle (Geschäftsleute) oder soziokulturelle (religiöse und traditionelle Autoritäten) 
Macht einsetzen, um den Status quo aufrecht zu erhalten oder nennenswerte Teile der 
Bevölkerung für diesen Zweck zu mobilisieren. Gerade bei der Kriegsbeendigung gilt es, 
mögliche Veto-Akteure, die – oftmals gestützt auf kriegsökonomische Strukturen und 
militärische Machtmittel – zur Blockade fähig sind, zu berücksichtigen. Lassen sich 
derartige „Störenfriede“ bzw. „spoilers“ (Stedman 1997) nicht marginalisieren, muss 
nach Strategien zu ihrer Inklusion in den Transformationsprozess gesucht werden, so 

                                                 
4 Einen geeigneten Referenzpunkt in der soziologischen Forschung bietet das von Hans-Dieter 

Evers und Tilman Schiel formulierte Konzept der „Strategischen Gruppen“, das von Gunter 
Schubert, Rainer Tetzlaff und Werner Vennewald zu einem Konzept der „Strategischen und 
konfliktfähigen Gruppen“ (SKOG) weiterentwickelt wurde. Im Kern geht es darum, diejenigen 
Akteure zu bestimmen, die in der Lage sind, ihre Interessen zu formulieren und durchzusetzen 
oder bestimmte Teile des sozialen Transformationsprozesses zu blockieren. Entscheidende 
Faktoren für die Macht dieser Gruppen sind ihre Organisationsfähigkeit und ihre Verfasstheit 
(Heterogenität/Homogenität). Siehe Evers (1988); Evers/Schiel (1989), Schubert et al. (1994). 
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dass „spoilers“ mittelfristig unter Druck gesetzt und zu „stakeholders“ im politisch-
gesellschaftlichen Wandel werden. 

 
Die Akteursanalyse bildet eine wichtige Grundlage, um flexible Governance-Strategien zur 
gesellschaftlichen Absicherung von Friedensprozessen zu entwickeln. Beachtung müssen 
zudem Gruppen und Individuen finden, die in der Nachkriegssituation wichtig, jedoch als 
solche noch nicht deutlich erkennbar sind, so etwa Menschenrechts- und insbesondere 
Frauenrechtsgruppen. Allgemeine Aussagen, welche gesellschaftlichen Gruppen zu 
Reformern, Bewahrern, Verhinderern und Veto-Akteuren gehören, können freilich nicht 
getroffen werden, da die gesellschaftlichen Konstellationen je nach Geschichte, Kultur, 
politischen und soziökonomischen Verhältnissen eines Landes variieren. Zudem führt der 
heterogene Charakter von Reformprozessen dazu, dass eine bestimmte Gruppe in einem 
gesellschaftlichen Bereich als Reformer auftreten kann, während sie in einem anderen 
versucht, den Status quo zu bewahren und in einem dritten jeden Wandel erbittert blockiert. 
Es lässt sich allerdings eine Systematik entwickeln, die relevante gesellschaftliche Akteure 
kategorisiert. Dabei werden einerseits deren räumliche Wirkungskreise (Diaspora, nationale 
Ebene, regionale oder lokale Ebene), andererseits ihre Neigung berücksichtigt, 
Veränderungsprozesse zu unterstützen, „auszusitzen“ oder zu blockieren. Die nachfolgende 
Tabelle bietet erste Orientierungen.5  
 

                                                 
5 Um das Potenzial von und Strategien für Unterstützungs- und Beratungsleistungen der 

technischen Entwicklungszusammenarbeit zu beurteilen, sollte darüber hinaus eine Analyse der 
Interessen und Handlungsmöglichkeiten externer Akteure (bi- und multilaterale Geber, transnatio-
nale Unternehmen, internationale Organisationen etc.) vorgenommen werden. 
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Tabelle 1: Relevante gesellschaftliche Akteure für die Unterstützung von Good Governance in 
Nachkriegsgesellschaften 

 Reformer Bewahrer Verhinderer / Veto-
Akteure 

Diaspora  

Politisch-militäri-
sche Gegeneliten 

Westlich geprägte Diaspora 
ohne Entfremdung vom 
Heimatland/„Regierung im 
Wartestand“ 

„Royalisten“ Fundamentalistische Ge-
geneliten, Auslands-
vertreter bewaffneter 
Oppositionsgruppen 

Technische 
Intelligenz 

Ingenieure/Wissenschaftler, 
die politisch und ökono-
misch verlässliche Rah-
menbedingungen suchen 

Emigrierte, aber 
regimetreue 
Bildungselite  

 

Politisierte 
Intelligenz 

Menschenrechtler, Journa-
listen, „Cyberdiaspora“ 

Emigrierte, aber 
regimetreue Bil-
dungselite 

Radikalisierte Splitter-
gruppen 

Arbeitsmigranten/ 
Geschäftsleute im 
Ausland 

Unterstützer von Klein-
unternehmertum etc. im 
Heimatland 

Handelsvertreter/ 
Exporteure der 
Staatswirtschaft  

Unterstützer radikaler 
Gruppen/Grauzone zu 
gewaltökonomischen 
Strukturen  

Wirtschafts-
akteure 

Investoren mit Interesse an 
Rechtssicherheit  

Profiteure des 
schwachen 
Staates/ 
(transnationaler) 
Schwarzmarkt 

Drogen-, Waffen-, Men-
schenhändlernetzwerke 
mit Verbindung zu 
Machtakteuren, 
Mafiastrukturen 

Nationale Ebene 

Politisch-
militärische Elite 

Reformpolitiker, unabhän-
gige/mutige Richter, 
(säkular orientierte) Re-
formoffiziere, Parlamen-
tarier 

Konkordanzorienti
erte Elite; Spitzen-
beamte, kooptierte 
Opposition 

Verteidigungs-, Innen- 
und Informationsmi-
nister, Militärführung, 
Präsidentengarde, 
Geheimdienste, 
Putschisten, „ethnische 
Unternehmer“,  

Gegeneliten und 
Rebellen  

Konstruktiv-kritische 
Opposition, dialogbereite 
Gruppen 

Kooptierbare 
Opportunisten 

Kompromisslose, gewalt-
bereite / bewaffnete 
Flügel; „Living by the 
gun“-Milieu; fundamen-
talistische Rechtsgelehr-
te; alte Rebellengarde 

Zivilgesellschaft Menschenrechts- und Frie-
densgruppen, Gewerk-
schaften, Wirtschaftsver-
bände, Gemeinwohlorien-
tierte Arbeit, Religionsführer 

Konservative Inte-
ressenverbände, 
Glaubensgemein-
schaften, mit dem 
Regime gleichge-
schaltete Massen-
organisationen  

Veteranenbewegungen  

Medien Kritische/investigative 
Journalisten 

Staats- und Partei-
medien 

„Hasspropagandisten“ 

Wirtschaft Weltmarktorientierte Unter-
nehmen, rechtloser infor-
meller Sektor, Privatunter-
nehmer 

Profiteure des 
Status quo, Quasi-
Staatsunternehme
n 

Oligarchen, Profiteure 
des schwachen Staates 
(Drogen- und Waffen-
händler)  

Verwaltungs-
apparat 

aufstrebende Nach-
wuchskräfte, Querein-
steiger; Investitionsbüros 

„Aussitzer“ Inlandsgeheimdienste, 
Sonderpolizeien 
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 Reformer Bewahrer Verhinderer / Veto-
Akteure 

Regionale und lokale Ebene 

Formelle Eliten Gemeindeabgeordnete Richterschaft, Ver-
waltungschefs 

Alte Garde der 
Gouverneure/ 
Bürgermeister, 
Parteikader, Polizeichefs 

Informelle Eliten Lokale Entwicklungsmakler, 
gemeinwohlorientierte 
Ältestenräte; Lehrer 

traditionelle 
Älteste (Status- 
und Claninte-
ressen);  

Big Men, religiöse Führer 

Gegeneliten Oppositionelle, Kleinunter-
nehmer, Intellektuelle 

von klientelisti-
schen Netzwerken 
profitierende 
Geschäftsleute 

 

Zivilgesellschaft Bürgerrechtler, Frauen- und 
Jugendgruppen; Migranten; 
Unternehmervereinigungen; 
Entwicklungskomitees 

„For-profit-NRO“ neo-traditionalistische 
Organisationen 

Lokalverwaltung Oppositionell dominierte 
Gebietskörperschaften 

Justiz, Beamten-
schaft/Apparate 

Loyalisten der alten 
Eliten; Claqueure, 
Milizen/Bürgerwehren 

 
 

2.3 Gender und Nachkriegsgesellschaften  

Die Bedeutung von Geschlechterrollen in Nachkriegssituationen ist ein Thema, das sich auf 
alle Governance-Dimensionen erstreckt. Gewalttätige Konflikte wirken sowohl positiv 
(„empowering“) als auch negativ („disempowering“) auf das Selbstverständnis von Männer 
und Frauen (GTZ 2001b: 10f.). Auch wenn beide Geschlechter Täter und Opfer sein können, 
begünstigen bewaffnete Konflikte und Kriege übersteigerte Männlichkeitsvorstellungen (Mut, 
Kraft, Kameraderie) und vertiefen Konzepte schwacher, angsterfüllter Weiblichkeit (GTZ 
2004: 12). Beide Geschlechter machen traumatische Erfahrungen, doch sind Frauen weitaus 
häufiger sexueller Gewalt sowie Zwangsprostitution und Sterilisierung ausgeliefert. Frauen 
erleiden deshalb häufig mehr Gewalterfahrungen als Männer. Dies ist auch darauf 
zurückzuführen, dass häusliche Gewalt in Nachkriegsgesellschaften eher zu- als abnimmt, 
was zusätzliche Ansprüche an angemessene psycho-soziale Beratungsdienste, Polizei und 
Justiz stellt. Die wirtschaftliche Not der Bevölkerung führt – in Verbindung mit fortbestehen-
den Gewaltökonomien – ebenfalls zu zahlreichen Fällen erzwungener Prostitution (El Jack 
2003: 19) und Frauenhandel. 
 
Bewaffnete Konflikte und Kriege verändern auch tradierte soziale Rollen und Hierarchien. 
Zahlreiche Studien zeigen, dass nach dem Ende eines bewaffneten Konflikts Änderungen in 
der Arbeitsteilung eintreten. In Nachkriegssituationen gibt es eine größere Zahl von 
Haushalten, die von Frauen geführt werden. Frauen übernehmen zusätzliche Verantwortung: 
für Familien und größere Gemeinschaften, für die Bestellung der Felder oder für die 
Gesundheitsversorgung, nicht zuletzt von verwundeten ehemaligen Kämpfern. Zugleich 
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verschlechtern Maßnahmen, die zunächst auf die Stabilisierung von Nachkriegssituationen 
zielen, mitunter die Situation von Frauen. So können Umsiedlungen zur Zerstörung von 
informellen Netzwerken führen, die für Selbstorganisation und Überlebensstrategien der 
Frauen wesentlich sind. Maßnahmen zur Demobilisierung richten sich fast ausschließlich an 
männliche Ex-Kombattanten, wodurch Frauen von günstigen Kredit- und Landregelungen 
ausgeschlossen werden. Gleichzeitig tendieren Maßnahmen, die auf männliche Ex-
Kombattanten ausgerichtet sind, dazu, deren geschlechtsspezifische Erfahrungen und 
Rollen als militarisierte, gewalttätige, aggressive Männer in Konfliktsituationen zu 
vernachlässigen. Sie vergeben damit eine wichtige Chance, gewaltfreie, gleichheits- und 
friedensorientierte Definitionen männlicher Rollen zu fördern. 
 
Unter den internationalen Übereinkommen und Entschließungen, die sich auf Gender-
Aspekte in Nachkriegssituationen beziehen, ist besonders Resolution 1325 des UN-
Sicherheitsrates vom 31. Oktober 2000 bedeutsam. Sie sieht u.a. eine stärkere weibliche 
Beteiligung in Institutionen und Mechanismen für Konfliktprävention, -management und –
lösung vor. Weitere Aspekte sind die Berücksichtigung der Gender-Perspektive bei 
Repatriierung, Wiederansiedlung, Abrüstung, Demobilisierung und Reintegration sowie die 
staatliche Pflicht, für Genozid, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen 
Verantwortliche zu verfolgen. Darüber hinaus definiert das Rom-Statut des Internationalen 
Strafgerichtshofs von 1998 Vergewaltigung, sexuelle Versklavung, Zwangsprostitution und -
sterilisierung sowie erzwungene Schwangerschaft und andere Formen sexueller Gewalt als 
Kriegsverbrechen. Auch wenn betroffene Länder und Organisationen der Entwicklungs-
zusammenarbeit noch einen langen Weg vor sich haben, bis eine Gender-Perspektive bei 
der Unterstützung von Governance in Nachkriegssituationen vollständig integriert ist, hat sich 
die UN-Resolution 1325 als Bezugsrahmen bereits bewährt. 
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3. Die Förderung von Good Governance in Nachkriegsgesell-
schaften 

Welche Ansatzpunkte für die Förderung von Good Governance in Nachkriegsländern lassen 
sich ausmachen? Zu welchen Zeitpunkten der Nachkriegsentwicklung sollten sie zum Zuge 
kommen? Wir identifizieren im Folgenden zentrale Herausforderungen entlang der drei 
Governance-Dimensionen und sprechen Empfehlungen für vorrangige Maßnahmen aus. 
Außerdem unterbreiten wir einen Vorschlag für die Sequenzierung von Governance-
Unterstützung. Einen breiteren Überblick über Unterstützungsmaßnahmen gibt Anhang 4. 
 

3.1 Ansatzpunkte für die Förderung von Good Governance 

a) Security Governance 
In Nachkriegsgesellschaften ist Sicherheit nicht nur die wichtigste Voraussetzung für die 
Entwicklung von Governance-Strukturen und Institutionen. Ein effizienter Sicherheitssektor 
ist auch zentral, um Erfolge bei der Staatsbildung und bei Governance-Reformen langfristig 
abzusichern. Wichtige Schritte auf dem Weg zum Frieden sind Abrüstung, Demobilisierung 
sowie die Reintegration von Soldaten und Mitgliedern irregulärer bewaffneter Kräfte. Diese 
multisektorale Aufgabe geht über die Möglichkeiten von Governance-Förderung hinaus. Sie 
wird gleichwohl im Zusammenhang mit der demokratischen Kontrolle des Sicherheitssektors 
angesprochen und stellt Verteidigungshaushalte auf den Prüfstand. 
Ansatzpunkte gibt es vor allem in folgenden Bereichen: 
 
• Errichtung und Aufrechterhaltung eines legitimen staatlichen Gewaltmonopols 
• Garantie physischer Sicherheit 
• Demokratische Kontrolle des Sicherheitssektors 
• Reform der Polizei-Dienste auf allen staatlichen Ebenen 
• Kleinwaffenkontrolle 
 
Errichtung und Aufrechterhaltung eines legitimen staatlichen Gewaltmonopols. Diese Kern-
aufgabe von Security Governance in Nachkriegsgesellschaften steht vor einer zweifachen 
Herausforderung. Zum einen muss die Loyalität gegenüber dem Zentralstaat und seinen 
Regeln unter allen wichtigen politischen und sozialen Akteuren hergestellt und stabilisiert 
werden. Dies umfasst die schwierige Aufgabe, lokale Führer, insbesondere Warlords, 
einzubinden und ihnen gleichzeitig ihre Macht zu entziehen. Ihre Einbeziehung ist v.a. dann 
unabdingbar, wenn ihr obstruktives Potenzial die Staatsbildung auch nach Kriegsende 
erheblich behindern könnte. Zum anderen ist es wichtig, die verschiedenen bewaffneten 
Einheiten und die Polizei zu reformieren und sie einer demokratisch legitimierten politischen 
Aufsicht und Kontrolle zu unterstellen (s.u.).  
 
Zugleich häufen sich Fälle, in denen die potenziellen „Garanten“ des staatlichen Gewalt-
monopols sich als ungeeignet, inkompetent oder nicht existent erweisen. Andreas Mehler 
(2003a) hat in diesem Zusammenhang auf Alternativen zum Zentralstaat als Garanten 
öffentlicher Sicherheit hingewiesen. Diese nicht- oder proto-staatlichen Sicherheitsakteure 
beziehen ihre Legitimität aus ihrer Performanz, charismatischen Gaben, ideologisch-
symbolisch begründeten Führungsansprüchen und ihrer Übereinstimmung mit normativen 
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Grundüberzeugungen in der Bevölkerung. Unter Bedingungen stark geschwächter 
Staatlichkeit kann die Gewährleistung öffentlicher Sicherheit – zumindest temporär – auch 
durch die Beteiligung von traditionellen und modernen nichtstaatlichen Institutionen 
unterstützt werden. Dadurch kann ein Anstoß für eine formalisierte Institutionenbildung 
gegeben werden. Mehler (2003b: 3) sieht hier gar Ansätze für einen „Staatsaufbau von 
unten“: „Falls sich Anzeichen für eine Selbstorganisation von Gesellschaft mit dem Ziel der 
Ausübung staatlicher Funktionen finden, ist das unterstützenswert.“ Eine derartige Strategie 
müsste jedoch ggf. mit besonderer Vorsicht angegangen werden. Denn neben den Chancen, 
die eine Förderung gesellschaftlicher Selbstorganisation jenseits des Staates eröffnet, gibt 
es auch nennenswerte Risiken wie die längerfristige Stabilisierung illegitimer Autoritäten. 
 
Lässt sich Security Governance nicht allein mit inländischen Ressourcen und Kapazitäten 
gewährleisten, so hat sich die Einrichtung von Protektoraten als gangbare, aber teure und 
hoch komplexe Alternative erwiesen. Die Risiken bei der Herstellung eines staatlichen 
Gewaltmonopols können teilweise durch multilaterale Führungsstrukturen (UN, NATO, EU, 
regionale Sicherheitsstrukturen) und die Einbindung nationaler und lokaler Akteure begrenzt 
werden. Fehlen jedoch Legitimität und Akzeptanz eines von außen gesteuerten politischen 
Wiederaufbaus, so kann dies schnell zu schweren Belastungen führen – insbesondere wenn 
sich die i.d.R. hohen Erwartungen der Bevölkerung an spürbare soziale und wirtschaftliche 
Fortschritte nicht erfüllen. 
 
Die Garantie physischer Sicherheit ist die wichtigste Verantwortung des Staates. Sicherheit 
umfasst viele andere Dimensionen, doch die physische Sicherheit des Individuums ist der 
Dreh- und Angelpunkt jedes Verständnisses von Sicherheit, sei es aus staatszentrierter 
Perspektive oder sei es aus der Perspektive der menschlichen Sicherheit. Für die 
Staatsgewalt bedeutet dies Folgendes: Zum einen müssen die entsprechenden staatlichen 
Organe (Polizei, Strafvollzug etc.) bei ihrer Aufgabenerfüllung Menschenrechtsstandards 
einhalten. Zum anderen beschränkt das staatliche Gewaltmonopol das Recht des 
Individuums, Gewalt zur Selbstverteidigung zu gebrauchen. Daraus folgt die staatliche 
Pflicht, seine Bürger und andere seiner Gerichtsbarkeit unterliegende Menschen vor Gewalt 
durch Dritte zu schützen. 
 
Demokratische Kontrolle des Sicherheitssektors. Beim Aufbau staatlicher Institutionen ist der 
Sicherheitssektor einer der sensibelsten Bereiche, denn er berührt den Kern staatlicher 
Souveränität. Außerdem sind von Kräften im Sicherheitssektor die größte Skepsis und der 
größte Widerstand gegenüber Reformen zu erwarten. In Anlehnung an die Definition von 
OECD/DAC verstehen wir unter dem Begriff Sicherheitssektor folgende Akteure und 
Institutionen: Parlamentarische Aufsichtsinstitutionen; Innen-, Außen-, Verteidigungs-, Justiz- 
und Wirtschaftsministerien; Institutionen, die ein formales Mandat haben, Gewalt auszuüben 
(Polizei, Grenzschutz, Militär, Geheimdienste etc.); sowie Gruppen der Zivilgesellschaft, die 
sich mit Sicherheitsangelegenheiten befassen (OECD/DAC 2004). 
 
Von zentraler Bedeutung ist eine klare Abgrenzung der Aufgaben und Zuständigkeiten 
zwischen den Sicherheitskräften (Polizei, Grenzschutz, Militär, Geheimdienste). Die zur 
Landesverteidigung vorgesehene und ausgerüstete Armee übernimmt oftmals auch 
Aufgaben der inneren Sicherheit, nicht zuletzt weil die Polizei vergleichsweise schwach ist. 
Ebenso entscheidend ist die Unterordnung, Rechenschaftspflicht und Verantwortlichkeit aller 
Sicherheitsorgane gegenüber demokratisch legitimierten Institutionen. Besonders in 
Nachkriegssituationen, in denen Sicherheitskräften eine besondere Rolle zuwächst, neigen 
sie dazu, sich politischer Kontrolle zu verweigern und von der Regierung unabhängiger zu 
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werden. Loyale Sicherheitskräfte sind allerdings ein unverzichtbares Instrument zum Erhalt 
der Herrschaftsordnung; der Verlust der Loyalität des Militärs kann zu einer schweren 
Bedrohung für jede neue Regierung werden. Regierungen in Nachkriegsgesellschaften 
scheitern häufig daran, ihre Kontroll- und Herrschaftsansprüche durchzusetzen. 
 
Die Überwachung von Haushaltsplanung und –ausgaben ist ebenfalls ein substantieller 
Bestandteil der demokratischen Kontrolle des Sicherheitssektors. Sparsamkeit, Ange-
messenheit, Effizienz und Transparenz helfen im Allgemeinen Missmanagement und 
unverhältnismäßige Ausgaben zu verhindern. Da Entscheidungen über den Staatshaushalt 
grundsätzlich politische Entscheidungen sind, sollte das Parlament unbedingt in der Lage 
sein, Entscheidungen zu treffen und Kontrollfunktionen sachkundig und kompetent 
wahrzunehmen. 
 
Schließlich sind eine unabhängige Justiz und Pressefreiheit unabdingbare Voraussetzungen, 
um eine kompetente Öffentlichkeit zu schaffen und bspw. Geheimdienste aus der Kontrolle 
durch Insider-Interessengruppen zu befreien, kurz, um das Verhalten der Sicherheitskräfte 
im Hinblick auf Menschenrechte und Verlässlichkeit öffentlich zu kontrollieren. 
Demokratische Kontrolle sicherzustellen ist wichtiger als die bloße Kürzung des 
Verteidigungsbudgets, besonders weil viele Armeen Zugang zu Ressourcen außerhalb des 
Regierungsbudgets haben.  
 
Reform der Polizei-Dienste auf allen staatlichen Ebenen. Für den Alltag der Bürger ist die 
Sichtbarkeit und konsequente Durchsetzung des staatlichen Gewaltmonopols und der 
Rechtsstaatlichkeit von entscheidender Bedeutung. Beide werden maßgeblich durch die 
Polizeidienste verkörpert. Dies trifft insbesondere für lokale Gemeinschaften zu, die fern der 
Hauptstadt unter häufig schwierigen Bedingungen leben. Die wichtigsten Transmissions-
riemen zur Übermittlung von Rechtsstaatlichkeit in diese Gebiete sind die lokale Verwaltung 
und die lokale Polizei. Häufig ist die lokale Polizei jedoch an Rechtsverletzungen, illegalen 
Geschäften und irregulären Machtstrukturen beteiligt. Entsprechend sehen Bürger die Polizei 
oft eher als Teil des Problems denn als Teil der Lösung an. Entsprechende Polizeireformen 
können bei den Rekrutierungsverfahren, den Ausbildungsinhalten und –methoden, beim 
beruflichen Selbstverständnis, bei Know-how und Fertigkeiten ansetzen. Auch sollte die 
Polizei in die Lage versetzt werden, die mitunter unterschiedlichen Sicherheitsbedürfnisse 
von Männern und Frauen zu erkennen (vgl. 2.3) und darauf angemessene Antworten zu 
finden. Darüber hinaus ist es insbesondere auf der lokalen Ebene wichtig, eine Atmosphäre 
des Vertrauens und der wechselseitigen Verlässlichkeit zwischen örtlicher Verwaltung, 
Polizei und Zivilgesellschaft zu fördern. Die Vielzahl der Herausforderungen macht deutlich, 
dass Hoffnungen auf eine „Friedensdividende“, die Mittel aus dem Sicherheitssektor für zivile 
Zwecke freisetzt, häufig enttäuscht werden müssen. Zumindest kurz- und mittelfristig können 
die notwendigen Reformen von Polizei und Armee den Bedarf an Ressourcen evtl. sogar 
erhöhen. 
 
Kleinwaffenkontrolle. Im Verlauf von Bürgerkriegen und bei der Auflösung von Streitkräften 
gelangen oft große Mengen von Kleinwaffen in die Hände von Milizen, Kriminellen und 
Zivilisten. Gegenmaßnahmen schließen die konkrete Entwaffnung, die Regulierung des 
Besitzes und Gebrauchs von Kleinwaffen sowie die Kontrolle der Nachschubkanäle ein (GTZ 
2000). Waffenbesitz erschließt illegale Einnahmequellen, ist also häufig ökonomisch 
motiviert. In diesen Fällen kann mit dem Angebot wirtschaftlicher Alternativen und kleinen 
Abrüstungsprojekten (insbesondere Weapons-for-Development) reagiert werden. Das 
persönliche Bedürfnis nach Bewaffnung stützt sich häufig auch auf fortwährende 
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Bedrohungsempfindungen. Hier verstärken sich Kleinwaffenkontrolle und die Unterstützung 
des staatlichen Gewaltmonopols wechselseitig. Effektive Strafen für den Missbrauch von 
Schusswaffen und der Entzug von Waffen stützen die Wiederherstellung öffentlicher 
Sicherheit, die wiederum die Nachfrage nach Kleinwaffen reduziert. An der 
Kleinwaffenkontrolle ist eine Reihe von Akteuren beteiligt. Sie reichen von der Polizei über 
die Zollbehörden bis zur Justiz und gesellschaftlichen Akteuren. Kleinwaffenkontrolle ist 
deshalb eng mit anderen Tätigkeitsfeldern wie der Reform des Sicherheitssektors, 
Dezentralisierung und Friedensentwicklung verknüpft. 
 

b) Political-Administrative Governance 
Im Kern von Political-Adminstrative Governance steht die Entwicklung einer legitimen, 
transparenten und möglichst inklusiven politischen Ordnung sowie eines effizienten, 
transparenten und rechenschaftspflichtigen Verwaltungsapparats. In Nachkriegsgesell-
schaften sind die primären politischen Ziele: Fragen der horizontalen Gewaltenteilung zu 
klären; Gruppenautonomie, vertikale Gewaltenteilung und Formen gemeinsamer Herr-
schaftsausübung durch Dezentralisierung zu garantieren; den geeigneten Weg zu 
Demokratisierung oder demokratischer Stabilisierung freizumachen; rechtsstaatliche Verhält-
nisse zu schaffen und abzusichern und zur Versöhnung beizutragen. Untrennbar damit 
verbunden ist die Versorgung der Bevölkerung mit grundlegenden Dienstleistungen. Oft lässt 
sich bei der Reform und dem Wiederaufbau des Verwaltungsbereichs an bestehende 
administrative Strukturen auf der Ebene des Zentralstaates, der Provinzen und der 
Landkreise anknüpfen. In Fällen von vollständigem Staatskollaps bleibt die Möglichkeit, die 
Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen und traditionellen Institutionen zu 
suchen. 
 
Political-Administrative Governance in Nachkriegssituationen umfasst die folgenden 
Bereiche: 
 
• Verfassungsreform 
• Machtteilung und interethnische Zusammenarbeit 
• Gruppenautonomie und integrative Dezentralisierung 
• Demokratisierung und Wahlen 
• Rechtsstaatlichkeit und Justizreform 
• Versöhnung und Gedenken 
• Effiziente Dienstleistungserbringung und Korruptionsbekämpfung 
• Förderung der Kommunen 
 
Verfassungsreform. Die Schaffung einer verfassungsmäßigen Ordnung kommt der Neube-
gründung eines Gesellschaftsvertrages gleich. Dabei gilt es, die Balance zwischen zwei 
Erfordernissen zu finden: erstens Legitimität und gegenseitiges Vertrauen zwischen Staat 
und Gesellschaft aufzubauen, zweitens die politischen Institutionen möglichst schnell 
handlungsfähig zu machen. Häufig werden ein „nationaler Dialog“, eine „verfassungs-
gebende Versammlung“ oder traditional-moderne Mischformen wie die Loya Jirga in 
Afghanistan bemüht, um einen tragfähigen Konsens über die Gestaltung des politischen 
Systems herzustellen (vgl. UNDP o.J./2). Hierbei sind Fragen der Repräsentation, das 
System der Gewaltenteilung, die Kontrolle und Rechenschaftspflicht der Exekutive sowie 
Gesetzgebungsverfahren zu regeln. Die ethno-politische, ethno-soziale, ethno-nationale und 
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ethno-regionale Struktur eines Gemeinwesens muss in diesem Zusammenhang ange-
messen berücksichtigt werden, da sie bei der Formierung von gesellschaftlichen Groß-
gruppen und potenziellen Konfliktgruppen eine wichtige Rolle spielt (siehe hierzu auch 
UNRISD 2003: 3f.). 
 
Machtteilung und interethnische Zusammenarbeit. In vielen multi-ethnischen Staaten, die 
einen bewaffneten Konflikt hinter sich lassen, sind Parteigrenzen zugleich ethnische 
Grenzen, die von den Kriegsparteien zur Mobilisierung von Gefolgschaft genutzt worden 
waren. Wo bestimmte ethnische Gruppen dominieren, ist die Mehrheitsregierung besonders 
schwer veränderbar und wird von der strukturellen Minderheit nur eingeschränkt akzeptiert. 
Die autoritäre Eliminierung von Ethnizität aus der Politik ist kein gangbarer Weg. Eine 
Alternative sind politische Systeme mit starken Anreizen zum Kompromiss bei der horizon-
talen Machtteilung. Dabei sind drei Arrangements besonders relevant: 
 
a) Konkordanzdemokratische Modelle, die durch Beteiligungs- und Vetorechte multiethni-

sche Elitenkoalitionen ermöglichen (gemeinsame Ausübung von Macht, Gruppen-
autonomie, proportionale Repräsentation). 

 
b) Konzepte, die einen Interessenausgleich durch ein hegemonial strukturiertes System 

institutionalisierter Konsultationen zwischen Vertretern ethnischer Interessengruppen im 
Rahmen eines Ein- oder Keinparteisystems suchen. Der hegemoniale Austausch basiert 
auf einer politischen Nutzbarmachung klientelistischer Beziehungen und ist im Grunde 
eine Weiterentwicklung des kolonialen Teile-und-herrsche-Modells. Es kann zwar kurz-
fristige Stabilität in Zeiten rudimentärer Staatlichkeit bewirken, ist jedoch mittelfristig zum 
Scheitern verurteilt, da es politische und ökonomische Reformen blockiert. 

 
c) Eine Organisation des politischen Systems (Wahlkreiseinteilung etc.), die Anreize verrin-

gert, ethnische Spaltungen für politische Zwecke zu nutzen (Nevers 1993). 
 
Gruppenautonomie und integrative Dezentralisierung. Governance im politischen Bereich 
muss gerade in multiethnischen Gesellschaften zur nachhaltigen Befriedung von Konflikten 
zwischen Mehrheiten und Minderheiten beitragen. Dies ist nur möglich, wenn neben der 
Stärkung des Minderheitenschutzes die Organisation und Verteilung der Macht in multi-
ethnischen Staaten neu gestaltet wird. Dafür gibt es zwei Ansatzpunkte: Machtteilung durch 
Gruppenautonomie oder durch integrative Dezentralisierung (vgl. Sisk 1996). Die Macht-
teilung durch Gruppenautonomie zielt darauf ab, Minderheiten weitgehende Selbstbe-
stimmungsrechte zu gewähren und sie möglichst proportional an den Strukturen des 
Gesamtstaates zu beteiligen. Es lassen sich nicht-territoriale und territoriale Formen 
unterscheiden. Zu der oftmals weniger bekannten nicht-territorialen Gruppenautonomie 
gehört eine begrenzte Selbstverwaltung ethnischer Gruppen (z.B. in kulturellen Fragen) 
unabhängig von ihrem Wohnort. Bedeutsam sind ferner die gemeinsame Ausübung exeku-
tiver Macht durch Gruppen-Koalitionen, Veto-Rechte für Minderheiten sowie Propor-
tionalitätsregeln für die Besetzung öffentlicher Ämter, die Vergabe staatlicher Mittel und 
dergleichen. Die Stärke dieses Ansatzes ist, dass Minderheiten eine dauerhafte Sicherung 
ihrer Identitätsbedürfnisse gewährt wird. Das Manko ist, dass auf diese Weise ethnische 
Spaltungen verfestigt werden und es wenige politische Anreize für Strukturen gibt, die 
ethnische Grenzen überschreiten. 
 
Die Machtteilung durch integrative Dezentralisierung stellt die Verlagerung des Gewichts 
politischer Entscheidungen vom Zentralstaat zur regionalen und lokalen Ebene in den 
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Mittelpunkt. Dies kann durch einen föderalen Staatsaufbau oder die Stärkung der 
kommunalen Selbstverwaltung erfolgen. Bei dieser Verlagerung von Entscheidungs-
befugnissen wird die Schaffung multiethnischer Einheiten auf den unteren Ebenen 
unterstützt. Zugleich wird auf institutionelle Anreize zum Ausbau politischer Koalitionen Wert 
gelegt, die unterschiedliche Ethnien einschließen. Dazu zählen etwa „cross-voting“-
Verfahren, bei denen ethnisch getrennte Wahlbevölkerungen ein begrenztes Mitspracherecht 
über die Zusammensetzung der politischen Vertretung anderer ethnischer Gruppen haben.  
 
Dezentralisierung ist kein Patentrezept, sondern kann zu „lokaler Despotie“ führen und 
Konflikte verschärfen, wenn sie schlecht vorbereitet ist. Insgesamt birgt sie aber mehr 
Chancen als Risiken, zumal der Schlüssel zur Lösung von Governance-Problemen oft auf 
der regionalen oder lokalen Ebene liegt. Überdies kann ein funktionierendes Gesamtsystem 
mit verschiedenen vertikalen Ebenen der Machtausübung und Entscheidungsfindung die 
Herausforderungen politischen und sozioökonomischen Wandels am besten bewältigen. 
Elitenkonkurrenz lässt sich entschärfen, wenn Machtfragen nicht nur in der nationalen Arena 
entschieden werden, sondern sich auf regionaler und lokaler Ebene Gegengewichte bilden 
können. 
 
Demokratisierung und Wahlen. Mittel- und langfristig lässt sich Legitimität in Nachkriegs-
gesellschaften nur durch Demokratisierung im Sinne pluralistischer Systeme und freier und 
fairer Wahlen herstellen. Dies trifft umso mehr auf Protektoratskonstellationen zu, in denen 
die Wertvorstellungen westlicher Staaten normative Standards stark mitbestimmen. 
Gleichzeitig mehren sich – berechtigte – Stimmen, die übereilte Wahlen zum Zwecke der 
Legitimationsbeschaffung für Übergangsregime ablehnen. Gerade in Fällen sehr schwacher 
oder zerfallener Staatlichkeit ist es schwierig, Mindeststandards bei Verfahrensprozeduren 
und Beteiligungsmöglichkeiten einzuhalten. Hinzu kommt, dass sich Wahlen in Zeiten weit 
verbreiteter Unsicherheit über aktuelle und künftige Entwicklungen kontraproduktiv 
auswirken und umfassende Reformprozesse eher schwächen als befördern können 
(Ohlson/Söderberg (2002) in Anlehnung an Ottaway (1997)). 
 
Rechtsstaatlichkeit und Justizreform. Rechtsstaatlichkeit stellt die zentrale Rahmenbedin-
gung institutionalisierter Konfliktbearbeitung dar. Sie ist im innerstaatlichen Bereich damit 
eine notwendige, wenn auch nicht hinreichende Bedingung dafür, den Rückgriff auf Gewalt 
zu vermeiden. Rechtsstaatlichkeit umfasst dabei: die Bindung des Regierungshandelns an 
Recht und Gesetz; eine unabhängige Justiz; die konstitutionell verankerte Kontrolle der 
Exekutive; den gleichen Zugang aller Bürger zur Justiz und ihre Gleichbehandlung vor 
Gerichten (OECD/DAC 1997c: 19). In Nachkriegsgesellschaften ist es jedoch wichtig, 
Rechtsstaatlichkeit nicht zu positivistisch zu verstehen, sondern über die formale Dimension 
hinaus auch auf die Substanz zu achten. So schließt die Bindung des Regierungshandelns 
an Recht und Gesetz nicht automatisch aus, dass geltende Gesetze, vor allem 
situationsbezogene Maßnahmen, dem Machterhalt der aktuell Regierenden dienen.  
 
Die Wirksamkeit des Rechts wird nicht nur durch die Art und Weise bestimmt, wie sich 
staatliche Akteure verhalten, sondern auch durch seine Anerkennung in der Bevölkerung. 
Diese Anerkennung kann durch Bezug auf lokale, religiöse und kulturelle Traditionen erhöht 
werden – gerade wenn Staatlichkeit nur rudimentär vorhanden ist. Damit geht allerdings die 
Gefahr einher, dass Wertvorstellungen gestärkt werden, die international bindende Rechte 
(z.B. Frauenrechte) verletzen. In anderen Fällen kann es zur Erhöhung der Akzeptanz des 
Rechts wichtig sein, dass internationale Akteure (insbesondere, wenn sie im Zusammenhang 
von Protektoraten Verantwortung übernommen haben) sich von früheren Rechtssystemen 
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abgrenzen. Dies ist angeraten, wenn diese, wie etwa im Kosovo, als repressiv empfunden 
werden. 
 
Versagt der Staat bei der Verfolgung eklatanter Verbrechen, können Selbst- und Lynchjustiz 
die Folge sein – ein Phänomen, das etwa in Guatemala in den vergangenen Jahren 
erschreckend zugenommen hat. Für Nachkriegsgesellschaften stehen bei der Konso-
lidierung des Rechtswesens Fragen der Wahrheitsfindung, die Dokumentation von Gewalt-
taten, die Verantwortlichkeit von Tätern und oftmals der Neuaufbau des Justizwesens im 
Vordergrund. Die Mängel im Justizapparat sind häufig derart schwerwiegend, dass die 
Bevölkerung die öffentliche Rechtspflege als nichtexistent betrachtet. Unzureichende 
Ausbildung, klandestine Strukturen, eine mangelhafte Koordination zwischen Ermittlungs-
behörden und Polizei sowie die Verfilzung politischer, militärischer und juristischer Eliten 
verhindern, dass Kriminelle abgeurteilt werden. Dadurch entsteht eine faktische Gesetz- und 
Straflosigkeit. 
 
Wie kann die Reform der Justiz von außen unterstützt werden? Eine Möglichkeit ist ein 
kritischer Politikdialog, der die Regierung ermutigt und drängt, die Unabhängigkeit der Justiz 
zu gewährleisten, denn nur so kann letztere exekutives Handeln kontrollieren – zum Schutze 
des Einzelnen wie auch anderer staatlicher Akteure. Die Schaffung und Stärkung einer 
unabhängigen Justiz sowie die Einrichtung von Wahrheits- und Versöhnungskommissionen 
haben stets machtpolitische Rückwirkungen. Sie greifen mittel- und unmittelbar in 
Herrschaftsstrukturen ein. So berührten etwa die Feststellungen und Empfehlungen von 
Wahrheitskommissionen in El Salvador und Guatemala unmittelbar die Legitimität von 
Regierung und Militär. 
 
Maßnahmen der TZ in diesem Bereich umfassen: 1) Unterstützung für die Dezentralisierung 
der Justiz, um auch auf lokaler Ebene Recht und Gesetz Geltung zu verschaffen; 2) Aus- 
und Weiterbildungsanstrengungen bei Richtern, Staatsanwälten, Verteidigern und Justiz-
beamten; 3) Einführung von Verfahren, die sicherstellen, dass Spitzenpositionen in der Justiz 
nach den Qualifikationen der Bewerber und nicht nach deren politischen Loyalitäten besetzt 
werden; 4) die Stärkung von Medien und Menschenrechtsorganisationen, damit diese ihre 
Rolle als Watchdogs und „vierte Gewalt“ wahrnehmen können. 
 
Erfahrungen der jüngeren Vergangenheit deuten darauf hin, dass das Gewicht rein 
„technischer“ Programme in der Entwicklungszusammenarbeit reduziert werden sollte. 
Stattdessen sollte sie sich eher auf Fragen der Rechenschaftspflicht und der Kontrolle der 
Justiz konzentrieren und so die Bürger darin stärken, ihre Rechte auch wahrzunehmen 
(Carothers 2003: 8). 
 
Versöhnung und Gedenken. Die Schwere der zu Kriegszeiten begangenen Menschen-
rechtsverletzungen verhindert häufig die Entstehung eines neuen lokalen oder nationalen 
Gemeinschaftsgefühls. Die juristische und soziale Aufarbeitung der Vergangenheit kann 
insofern für die Entwicklung einer gemeinsamen Identität in Nachkriegsgesellschaften 
entscheidend sein. Hierzu bedarf es der angemessenen Offenlegung der Verfehlungen 
vergangener Regime und ihrer Gegner. Auch Zeichen eines personellen und institutionellen 
Neuanfangs helfen, mit der Vergangenheit abzuschließen. Unrecht kann nur in seltenen 
Fällen angemessen gesühnt werden, und Versöhnung setzt mitunter auch den Verzicht auf 
vollständige Aufklärung voraus. Das Eingeständnis von Schuld – etwa im Rahmen von 
Wahrheitskommissionen – kann jedoch dazu beitragen, Racheimpulsen und dem erneuten 
Ausbruch von Gewalt vorzubeugen. Zu den praktischen Aufgaben der Vergangenheits-
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aufarbeitung gehören die Verabschiedung einer entsprechenden Gesetzgebung, die 
Einsetzung von Untersuchungs- und Versöhnungskommissionen, die Benennung von 
Ombudspersonen sowie die Entschädigung und Betreuung von Opfergruppen (GTZ, 2002). 
Viele Gesellschaften können dabei an traditionelle Formen der Vergangenheitsbewältigung 
anknüpfen, die die Reichweite und Effektivität des Versöhnungsprozesses deutlich erhöhen. 
Die Wahrheits- und Versöhnungskommission in Südafrika und die Gacaca-Gerichte in 
Ruanda sind Beispiele dafür.  
 
Effiziente Dienstleistungserbringung und Korruptionsbekämpfung. In unmittelbaren Nach-
kriegssituationen kann es bei stark geschwächter Staatlichkeit kontraproduktiv sein, nach 
Perfektion zu streben. Statt ausgeklügelte Pläne zu entwickeln, ist es häufig sinnvoller, das 
Augenmerk auf die elementaren Grundlagen einer soliden Verwaltung zu richten (Beschel 
2002: 4). Dazu gehören die Erstellung eines Verzeichnisses der Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst, die Schaffung eines einfachen Besoldungssystems und der Aufbau von 
einfachen Kontrollmechanismen.  
 
In diesem Sinne empfehlen Collier et al. (2003: 167 ff.), den öffentlichen Sektor zu Beginn 
relativ klein zu halten und dann Schritt für Schritt auf- und auszubauen. Obschon eine solche 
Strategie Ressourceneffizienz verspricht, ist zu beachten, dass sie vitale individuelle und 
politische Interessen berührt. Beamte und andere Verwaltungsangehörige werden sich um 
die Bewahrung bisheriger Strukturen und ihrer Positionen bemühen. Wenn dies nicht 
berücksichtigt wird, kann die Gegnerschaft dieser Gruppen den gesamten Prozess der 
Verwaltungsreform gefährden.  
 
Ein zentrales Hindernis für effiziente Dienstleistungserbringung ist Korruption. Deren 
Bekämpfung ist angesichts der enormen Kapitalflüsse in Nachkriegsländer von heraus-
ragender Bedeutung (Utstein Anti-Corruption Resource Centre 2004: 3). Wird dieser 
Aufgabe nicht frühzeitig und ausreichend Priorität gegeben, besteht die Gefahr, dass 
Finanztransfers Patronage und Nepotismus begünstigen, statt in den Wiederaufbau und die 
sozioökonomische Entwicklung zu fließen. Die Korruptionsneigung ist auch deshalb 
besonders groß, weil institutionelle Strukturen und Rechtssicherheit geschwächt und gut 
bezahlte Stellen Mangelware sind. Dadurch kann das Vertrauen in die neue Ordnung rasch 
untergraben, können Auslandinvestitionen abgeschreckt, Wirtschaftswachstum gehemmt 
und mafiöse, gewaltökonomische Strukturen befördert werden (CSIS/AUSA 2002: 7). 
 
Korruptionsbekämpfung gelingt nicht durch unverbundene Einzelmaßnahmen oder primär 
öffentlichkeitswirksame (und oft parteipolitisch geprägte) Kampagnen. Vielmehr müssen 
Maßnahmenpakete geschnürt werden. Wichtige Elemente sind: 1) eine wechselseitig abge-
stimmte Selbstkontrolle der Geber; 2) der Aufbau von Institutionen zur Korruptions-
bekämpfung (Ombudsleute, Inspektoren, Behörden etc.); 3) gesetzgeberische Maßnahmen, 
die durch eine unabhängige Gerichtsbarkeit und transparente Strafverfolgung umgesetzt 
werden; 4) die Unterstützung von Parlament, Medien und zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen in ihren Bemühungen, mehr Transparenz bei der Aufstellung und Verwendung 
öffentlicher Haushalte zu erreichen (CSIS/AUSA 2002: 7). 
 
Förderung der Kommunen. Eine Möglichkeit zu besserer Leistungserbringung ist die 
Dezentralisierung der Verwaltung. Auf kommunaler Ebene lassen sich Bürgernähe und die 
besondere Beachtung armer Bevölkerungsschichten leichter verwirklichen. Doch wirkt sich 
Dezentralisierung nur dann günstig aus, wenn dabei Verfahren der Rechenschaftspflicht und 
Kontrolle geschaffen werden – sonst können die lokalen Institutionen des Staates leicht zur 
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„Beute“ lokaler Machthaber werden. Damit eine Neujustierung von Kompetenzen und 
Machtverhältnissen gelingt, muss der Zentralstaat eine gewisse Stärke aufweisen und die 
Dezentralisierung aktiv gestalten (OECD/DAC 1997c: 24). 
 
In den ersten Nachkriegsjahren kann es sinnvoll sein, lokale Institutionen besonders zu 
fördern; doch spätestens in der zweiten Phase der Nachkriegszeit muss das Augenmerk auf 
deren Vernetzung mit der zentralen Ebene liegen. Dies lässt sich an folgenden Beispielen 
verdeutlichen: Lokal geförderte Schulen benötigen irgendwann ein gemeinsames 
Curriculum. Der Erfolg vereinzelter Agrarförderung auf der lokalen Ebene hängt letztendlich 
von gesamtstaatlicher Regelung und Landrechten ab. Bleiben Fragen der Besteuerung und 
der Verteilung staatlicher Ressourcen über Jahre ungeklärt, so kann sich keine 
Erwartungsverlässlichkeit für Klein- und Mittelunternehmer sowie für ausländische Investoren 
entwickeln (Salomons 2002: 7). 
 

c) Socio-Economic Governance 
Erfolge im sozio-ökonomischen Bereich sind materielle wie normative Voraussetzungen 
dafür, dass sich effektive und legitime (d.h. von der Bevölkerung angenommene) 
Staatlichkeit herausbilden kann. Im Rahmen derart akzeptierter Staatlichkeit können weitere 
Reformen von Governance ihre Wirkung entfalten. 
 
• Geeignete Ansatzpunkte für die Förderung von Socio-Economic Governance sind u.a.: 
• Makroökonomische Stabilisierung 
• Regelung von Eigentumsverhältnissen 
• Eindämmung und Transformation von Gewaltökonomien 
• Befriedigung sozialer Grundbedürfnisse 
 
Makroökonomische Stabilisierung. Der Staat ist dafür verantwortlich, die notwendigen 
Rahmenbedingungen für funktionsfähige Märkte zu schaffen. Allerdings sind die Zugangs- 
und Partizipationsmöglichkeiten in Marktökonomien häufig sozial ungleich verteilt. Als 
Wahrer von Gemeinwohlinteressen kommt dem Staat die Aufgabe zu, Hemmnisse für arme 
Bevölkerungsgruppen abzubauen. Von vorrangiger Bedeutung ist die Fähigkeit zur Planung 
und Implementierung makroökonomischer Politik, darunter ordnungspolitische Reformen, 
Geldpolitik als makroökonomische Stabilitätspolitik, Währungspolitik als außenwirtschaftliche 
Absicherung von Geld- und Fiskalpolitik. Dies setzt eine entsprechende Expertise in den 
jeweiligen Ministerien (Finanzen, Wirtschaft, Planung) und den Aufbau einer unabhängigen 
Zentralbank voraus. 
 
Damit die Schuldenaufnahme des Staates nicht überhand nimmt, sind die effektive 
Erhebung, Veranschlagung und Rechenschaftslegung für öffentliche Finanzmittel von 
zentraler Bedeutung. Dies erfordert fiskalische Disziplin und strategische Prioritätensetzung, 
die von den öffentlichen Haushalten reflektiert wird. Technische Maßnahmen führen nur 
dann zum Erfolg, wenn innerhalb des Staatsapparates der politische Wille zur Reform 
vorhanden ist. Ein transparentes Budget, in dem alle Ausgaben und Einnahmen des Staates 
– inklusive aller Entwicklungshilfeleistungen – ausgewiesen sind, sollte Dreh- und 
Angelpunkt sein. 
 
Auch Privatisierung kann zur wirtschaftlichen Dynamik in Nachkriegsländern beitragen. 
Öffentliche Unternehmen können sich häufig nicht selbst finanzieren, sondern werden 
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permanent subventioniert. Da der Staat zudem oftmals Kreditgarantien übernimmt, geraten 
öffentliche Unternehmen besonders leicht in Verschuldungsfallen. Ihre Effizienz ist 
tendenziell geringer als in der Privatwirtschaft; die Überwachung durch das zuständige 
Ministerium erfolgt in der Regel nicht mit der gebotenen Sorgfalt. Aus diesen Gründen sollte 
eine Verkleinerung des öffentlichen Sektors in Erwägung gezogen und durch Beratungs-
leistungen internationaler Partner begleitet werden. Allerdings ist in der Vergangenheit 
öffentliches Eigentum häufig in erster Linie zum Vorteil der herrschenden Eliten privatisiert 
worden. Um dies zu verhindern, sind hinreichende gesellschaftliche, parlamentarische und 
rechtliche Kapazitäten für die Kontrolle von Privatisierungsmaßnahmen von essentieller 
Bedeutung. 
 
Für die meisten Nachkriegsländer ist makroökonomische Stabilisierung nur durch Verständi-
gung mit den bi- und multilateralen Finanzinstitutionen (Weltbank, IWF, Wiederaufbau- und 
Entwicklungsbanken) möglich. Im Rahmen dieser finanziellen Zusammenarbeit gilt es, 
sowohl die Währungs- und Preisstabilität als auch die Liquidität des Staates zu gewähr-
leisten, ohne staatliche Leistungserbringung im Bereich der Grundbedürfnisbefriedigung 
(s.u.) zu gefährden. Die makroökonomische Konsolidierung sollte insbesondere nicht auf 
Kosten armer Bevölkerungsschichten und sozialer Gerechtigkeit gehen, da eine Zunahme 
wirtschaftlicher Ungleichheit gesellschaftlichen Sprengstoff birgt und die Legitimität der 
Regierung unterhöhlt. Technische Zusammenarbeit kann makroökonomische Stabilisierung 
durch Beratungsleistungen im öffentlichen Finanzwesen und in der Verwaltung fördern. Dies 
trifft insbesondere für die Erarbeitung und Umsetzung von PRSP-Prozessen zu. Weitere 
Handlungsfelder sind Programme zur Kleingewerbeförderung oder zur Berufsbildung.  
 
Regelung von Eigentumsverhältnissen. Die verlässliche Klärung von Eigentumsverhältnissen 
ist erforderlich, um die Wiederaufbaukräfte in der Gesellschaft mobilisieren und nutzen zu 
können. Rückkehrende Flüchtlinge und Binnenvertriebene, ebenso wie Kleinindustrielle und 
Investoren aus der Diaspora, benötigen in dieser Frage Gewissheit. Die vor dem Krieg 
geltenden Rechtsnormen, Mechanismen und Verfahren sind während des bewaffneten 
Konflikts häufig – und mitunter ganz bewusst – angegriffen worden. Verwaltungen sind 
geplündert, Archive und Register, sofern es sie gab, zerstört, lokale Wissensträger getötet 
oder vertrieben worden. Die Verteilung von Obdach und Agrarland ist nach dem Krieg von 
größter Bedeutung, denn diese Ressourcen sind durch Kämpfe, Landminen, erzwungene 
Umverteilung etc. stark reduziert worden. In diesen Situationen erfordern Maßnahmen zur 
Stärkung von Good Socio-Economic Governance die schnelle Definition von Verfahrens-
regeln und Gesetzen, aber auch technische Mittel und Kapazitäten (DFID 2001: 16). Die 
Unterstützung von Kartierungsarbeiten, Melderegister- und Katasteraufbau kann hier sehr 
praktisch helfen. Gerade in der unmittelbaren Nachkriegsphase ist es sinnvoll, Ressourcen 
konzentriert für die Erweiterung der Kapazität auf der kommunalen Verwaltungsebene 
einzusetzen. Dabei gilt es auch, die mögliche Entschädigung von Kriegsopfern angemessen 
zu berücksichtigen. Die Erfahrung zeigt nicht zuletzt, dass Frauen, insbesondere Witwen, bei 
der Regelung von Eigentumsverhältnissen in vielen Gesellschaften diskriminiert werden. 
Denn Maßnahmen, bei denen nicht bewusst auf Gender-Aspekte geachtet wird, begünstigen 
tendenziell männliche Familienmitglieder. Der vollständigen Einbeziehung und 
Berücksichtigung der Frauen sind deshalb besondere Aufmerksamkeit zu widmen.  
 
Eindämmung und Transformation von Gewaltökonomien. Gewaltsame Konflikte können die 
gesamte Wirtschaftsstruktur eines Landes verändern. Die in Kriegszeiten entstandenen 

20 



3. Die Förderung von Good Governance in Nachkriegsgesellschaften 

Gewaltmärkte6 bzw. Gewaltökonomien überdauern Waffenruhen und Friedensabkommen 
häufig unbeschadet. Der Übergang von Krieg zu Frieden kann ohne die genaue Be-
rücksichtigung der politischen Ökonomie des bewaffneten Konflikts nicht erfolgreich 
verlaufen. Gewaltmärkte verlängern nicht nur die Bedrohung Einzelner, sie unterhöhlen auch 
das staatliche Gewaltmonopol erheblich und können sogar die Wiederaufnahme von 
Feindseligkeiten verursachen. 
 
Strukturen und Akteure von Gewaltökonomien müssen aktiv eingedämmt werden (FriEnt 
2004: 8). Wichtige Maßnahmen fallen in den Sicherheitsbereich, so etwa die Unterbrechung 
von Nachschub- und Schmuggelkanälen. Dies erhöht die Transaktionskosten illegaler 
Aktivitäten und schwächt die Marktposition gewaltökonomischer Akteure (FriEnt 2004: 9). 
Zugleich muss aber auch das sozio-ökonomische Fundament von Gewaltökonomien abge-
tragen werden. So gibt es in vielen Nachkriegsgesellschaften völlig unzureichend legale 
Beschäftigungsmöglichkeiten; ehemalige Kämpfer haben es dann schwer, sich wieder in die 
reguläre Ökonomie zu integrieren. Gewaltunternehmer und Söldnergruppen bieten jedoch 
weiterhin Beschäftigungsmöglichkeiten und verschaffen sich damit in großen Teilen der 
Bevölkerung Ansehen. Reintegrationsprogramme, Qualifizierungsmaßnahmen sowie die 
aktive Förderung von Wirtschaftswachstum können helfen, die Abhängigkeit einer 
Bevölkerung von Gewaltökonomien zu verringern. Ein anderes Beispiel ist die Förderung von 
cash crops, um Bauern vom Anbau international vermarktbarer Drogen abzubringen – ein 
wichtiger Bestandteil vieler Gewaltmärkte, z.B. in Afghanistan oder Kolumbien (FriEnt 2004: 
12).  
 
Der Tatsache, dass sich Gewaltökonomien über Staatsgrenzen hinaus ausdehnen und Teil 
der „Schattenglobalisierung” geworden sind, erklärt einen Teil ihrer zerstörerischen Wirkung. 
Zugleich ergeben sich aus diesem Umstand auch Ansatzpunkte zur Austrocknung von 
Gewaltmärkten. Koordinierte internationale Bemühungen sind besonders effektiv, wenn sie 
an den Schnittstellen zu legalen Wirtschaftsaktivitäten ansetzen. Denn diese sind ent-
scheidend, wenn Profite aus Gewaltökonomien transferiert und außerhalb der Regionen, in 
denen sie erzeugt werden, investiert werden sollen (GTZ 2003: 14). 
 
Befriedigung sozialer Grundbedürfnisse. Armutsbekämpfung und die Befriedigung von 
Grundbedürfnissen sind zentrale Anliegen der Entwicklungszusammenarbeit und ausschlag-
gebende Kriterien zur Bewertung entwicklungspolitischer Erfolge. Sie bilden darüber hinaus 
eine zentrale Voraussetzung für die Legitimität einer Nachkriegsordnung aus Sicht der Be-
völkerung. Obwohl für Eliten gewöhnlich nicht zentral, kann die Befriedigung von 
Grundbedürfnissen für sie zu einer attraktiven Strategie werden, denn sie erhalten dadurch 
als „Reformer“ in der Bevölkerung breite Unterstützung. Investitionen in Bildung, Gesundheit 
und Einkommenssicherheit sind ein wichtiger Bestandteil des gesamten Nachkriegsaufbaus. 
Der Staat sollte dabei diejenigen Aufgaben erfüllen, für die er entsprechende Ressourcen 
und Managementkapazitäten hat. Darüber hinaus sollte er als Schnittstellenmanager tätig 
werden, der Privatwirtschaft und Zivilgesellschaft in einen transparenten und effizienten 
Governance-Prozess einbindet. 
 

                                                 
6 „Ein Gewaltmarkt ist ein überwiegend von Erwerbszielen bestimmtes Handlungsfeld, in dem 

sowohl Raub als auch Warentausch sowie deren Übergangs- und Kombinationsformen Lösegeld-
Erpressung, Schutzgelder, Straßenzölle usw. vorkommen“ (Elwert 2003: 97). 
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3.2 Sequenzierung von Good Governance-Maßnahmen 

In Anlehnung an Collier et al. (2003) und UNDP (o.J./2: 16) unterscheiden wir drei Phasen 
der Nachkriegsentwicklung, die mit unterschiedlichen Herausforderungen und Möglichkeiten 
für externe Unterstützung verbunden sind. 
 
In der ersten Phase (die Collier et al. auf etwa drei Jahre ansetzen) ist die Aufnahme-
fähigkeit der meisten Nachkriegsgesellschaften gering, insbesondere im Verhältnis zu den 
massiv einströmenden Hilfsgeldern. Auch die Reformspielräume sind eng begrenzt, denn die 
Institutionen sind überlastet oder müssen überhaupt erst aufgebaut werden. In dieser Phase 
geht es primär um Stabilisierung, vor allem im Sicherheitsbereich und in der Wirtschaft. Die 
gesellschaftliche Inklusion muss in dieser Zeit abgesichert werden, um eine Rückkehr in die 
Gewalteskalation zu verhindern und einen gesellschaftlichen Grundkonsens zu schaffen. 
Bevor weitere wichtige Maßnahmen ergriffen werden, etwa im Bereich der Kapazitäts-
entwicklung (Capacity Development), muss es hier eine klare Perspektive geben. Proble-
matisch sind der Mangel an rechtsstaatlichen Garantien und partizipativen Strukturen sowie 
die fortbestehende Gewaltneigung in sozialen Auseinandersetzungen. Dadurch wird eine 
offene und transparente Aushandlung von Positionen im öffentlichen Diskurs erheblich 
erschwert. Der Unterstützung informeller Dialogforen kann daher große Bedeutung 
zukommen. Frauen, die selten von gewaltsamen Konflikten profitieren, gehören häufig zu 
den ersten, die Foren des Dialogs ins Leben rufen und Friedensallianzen schmieden. Auch 
wenn öffentliche Dienstleistungen zunächst vergleichsweise rudimentär bleiben und 
Reformvorhaben kaum über Absichtserklärungen (etwa zur Korruptionsbekämpfung) 
hinausreichen, können zukunftsweisende Projekte als Signale des Vertrauens fungieren und 
Legitimität für die Nachkriegsordnung stiften. 
 
In der zweiten Phase (nach Collier et al. das 4. bis 7. Jahr nach Kriegsende) haben externe 
Unterstützungsmaßnahmen die größten Spielräume. Das Schwergewicht liegt nun auf 
Capacity Development und nachhaltigen Förderkonzepten, um Improvisation und kurzatmige 
Maßnahmen zu überwinden. Oft beginnt erst in dieser Zeit der eigentliche Aus- und Umbau 
sowie die Verknüpfung von Institutionen. Es gibt eine erhöhte Notwendigkeit zur Überwin-
dung kriegsspezifischer Strukturen (Gewaltökonomie, unangepasst hohe Militärausgaben, 
unregulierte Verfügbarkeit von Kleinwaffen). Es ist wichtig, breite gesellschaftliche Unter-
stützung für den Reformprozess zu gewinnen, um den Wandel in der nächsten Phase 
konsolidieren zu können, insbesondere wenn dieser in der ersten Phase von einem Treu-
händer oder gar von einem autoritären Regime getragen wurde. Dies erfordert vor allem den 
Schutz bürgerlicher Freiheitsrechte. Wirtschaft und Steuerwesen müssen darauf vorbereitet 
werden, die Entwicklung des Landes zunehmend aus eigener Kraft zu tragen. Diese zweite 
Phase ist mithin eine geeignete Phase, um mit Vergangenheitsbewältigung und Versöhnung 
zu beginnen. Erste kooperative gesellschaftliche Erfahrungen jenseits der Kriegserfahrungen 
erleichtern dies. 
 
In der anschließenden dritten Phase (8. bis 10. Jahr nach dem Konflikt) sollte der Schwer-
punkt darauf liegen, konstitutionelle Arrangements zu erarbeiten und zu konsolidieren, die 
die politischen Verantwortlichkeiten definieren und zuordnen. Dazu gehören eine intensivere 
gesellschaftliche Partizipation und die Stärkung demokratischer Kontrollmechanismen. Bei 
starker internationaler Beteiligung (Protektorate) ist es an der Zeit, die Verantwortung in 
möglichst hohem Maße an die nationale und lokale Ebene abzugeben. Von Vorteil ist auch, 
wenn sich die Gesellschaft von ihrem rückwärtsgewandten Selbstverständnis zu lösen 
vermag und sich stärker der Gegenwart und Zukunft zuwendet. Dazu gehört auch das 
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andauernde und nachhaltige Eintreten breiter gesellschaftlicher Gruppen für die laufenden 
Reformvorhaben, z.B. für die zivile Kontrolle des Militärs, die Justiz- und Verwaltungsreform 
sowie die Korruptionsbekämpfung. Darüber hinaus müssen die ökonomischen Grundlagen 
von Staat und Gesellschaft gestärkt werden, wozu ein funktionierendes Steuersystem, 
effektive makroökonomische Steuerung und die Anwerbung ausländischer Direktinvestitio-
nen gehören. 
 
 
Tabelle 2: Mögliche Prioritätenbereiche bei der Sequenzierung  

 1. Phase (1.-3. Jahr) 
Stabilisierung/Identifizie-
rung von Prioritäten 

2. Phase (4.-7. Jahr) 
Umbau und Institutio-
nenbildung 

3. Phase (8.-10. Jahr) 
Konsolidierung und 
Rückkehr zur „Norma-
lität“ 

Security 
Governance  

- Wiedergewinnung des 
Gewaltmonopols 

- Aufbau der Polizei und 
Community Policing 

- Demobilisierung und 
Reintegration von Ex-
Kombattanten 

- Kleinwaffenkontrolle 

- Reduzierung der Mili-
tärausgaben und Erhö-
hung der Transparenz 

- Trennung der Aufgaben 
im Sicherheitsbereich 
(Militär, Polizei, Geheim- 
und Sicherheitsdienste) 

- Professionalisierung der 
Sicherheitsdienste 

- Absicherung der 
zivilen Führung des 
Militärs 

- Schaffung weiterer 
wirksamer (Rechts-) 
Instrumente zur Kon-
trolle des Sicherheits-
sektors 

Political-
Administrative 
Governance  

- Schaffung eines gesell-
schaftlichen Basiskon-
senses 

- Einführung vorüberge-
hender Arrangements 
der Machtteilung 

- (Wieder-)Einsetzung 
funktionierender Ge-
richte und Verwaltun-
gen 

- Aufbau lokaler Institutio-
nen 

- Erreichung von Verein-
barungen zur Korrup-
tionsbekämpfung 

- Sicherung der Rechts-
staatlichkeit  

- Eröffnung von Partizipa-
tions- und Kontrollmö-
glichkeiten für die Be-
völkerung 

- Beginn von Maßnahmen 
zur Versöhnung 

- Institutionalisierung der 
Korruptionsbekämpfung 

- Voranbringung der 
Demokratisierung 
(Wahlen) 

- Verfassungs- und 
Justizreform 

- Umsetzung der 
Korruptionsbe-
kämpfung 

- Gewährleistung einer 
zuverlässigen und 
unparteiischen Ver-
waltung 

Socio-
Economic 
Governance  

- Herstellung humanitärer 
Grundversorgung 

- Identifizierung von 
Herausforderungen und 
Prioritätensetzung 

- Wiederaufbau der ma-
teriellen und sozialen 
Infrastrukturen 

- Rückführung und Inte-
gration von Flüchtlingen 

- Regelung von Eigen-
tumsverhältnissen 

- Partizipative Definition 
von Entwicklungs-
strategien  

- Aktive Wirtschaftsbele-
bung 

- Aufbau eines Steuer-
wesens  

- Investitionen in Bildung, 
Gesundheit und Ein-
kommenssicherheit  

- Einführung effektiver 
makroökonomischer 
Steuerung 

- Verbesserung des 
Steuerwesens 

- Rechtssicherheit für 
ausländische Direkt-
investitionen 

- Investitionen in Bil-
dung, Gesundheit 
und Einkommens-
sicherheit 
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Die hier skizzierten Phasen lassen sich in der Praxis natürlich nicht sauber trennen, und ihre 
Dauer ist von Land zu Land sehr verschieden. So warnt die Commission on Post-Conflict 
Reconstruction (2003) davor, bei der Sequenzierung zu schematisch vorzugehen. 
Stattdessen sollten die tatsächlichen Verhältnisse vor Ort angemessen berücksichtigt 
werden. Das angemessene Vorgehen ist jenes, welches unter den gegebenen Umständen 
die besten Ergebnisse erzielt. Die Sequenzierung der Governance-Förderung erfüllt dabei 
eine wichtige Funktion. Durch die Aussicht auf schrittweise Verbesserungen macht sie 
vorübergehende Defizite vermittelbar. Damit hilft sie, eine Überforderung der neuen 
Regierung und der sie unterstützenden Entwicklungszusammenarbeit zu vermeiden. 
 
Für die Sequenzierung ist es wesentlich, sich eng mit den ehemaligen Konfliktparteien, der 
Regierung und ihren internationalen Entwicklungspartnern abzustimmen. Dies erfordert eine 
kontinuierliche, möglichst gemeinsame Prozessanalyse, die nicht auf vorab definierte 
Maßnahmen festgelegt ist. Zur schrittweisen Steigerung von Qualität sollten gemeinsame 
„benchmarks“ festgelegt und überwacht werden (Commission on Post-Conflict 
Reconstruction 2003). Nicht zuletzt sollten Maßnahmen auf verschiedenen Governance-
Ebenen (lokal bis national) komplementär miteinander verknüpft werden. 
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4. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Die Unterstützung von Good Governance in Nachkriegsgesellschaften kann entscheidende 
Entwicklungspotenziale freisetzen. Entwicklungszusammenarbeit verfügt über viel verspre-
chende Ansatzpunkte und kann sich in verschiedenen Abschnitten der Nachkriegsphase auf 
ausgewählte Dimensionen oder Aspekte von Governance konzentrieren.  
 
Das Sektorvorhaben „Förderung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit“ hat diese 
Veröffentlichung angefertigt, um die mittlerweile zahlreichen Arbeiten zu diesem Thema 
zusammenzufassen und einzuordnen, so dass sie in der komplexen Zusammenarbeit mit 
Nachkriegsgesellschaften wirksam genutzt werden können. Wie in der Einleitung erwähnt, 
wird das Thema auch in Zukunft von hoher Relevanz sein. Die internationale Entwicklungs-
gemeinschaft sollte es dringend und gemeinsam angehen. 
 
Die erfolgreiche Unterstützung von Good Governance in Nachkriegsgesellschaften hängt 
maßgeblich von der Art des Friedensschlusses ab (u. a. Ohlson/Söderberg 2002: 18; 
Hartzell et al. 2001: 202). Die Chancen einer Friedenskonsolidierung und einer Verbesse-
rung von Governance sind am größten, wenn die Konfliktparteien ohne äußeren Druck zu 
einer Einigung finden und externe Unterstützung allenfalls für die unparteiliche Überwachung 
der Vereinbarungen benötigen. Es ist entscheidend, dass bei den Verhandlungen kein 
wesentliches Hindernis ausgespart und ein klarer Zeitplan vereinbart wird. Gibt es externen 
Druck auf die Krieg führenden Parteien, zu einem Frieden zu kommen, ist eine fortdauernde 
internationale Unterstützung umso wichtiger. Wenn möglich, sollten Friedensvereinbarungen 
inhaltliche Regelungen enthalten und die Interessen möglichst aller Bevölkerungsgruppen 
berücksichtigen.  
 
Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit zur Verbesserung von Governance sind in 
Nachkriegsgesellschaften nur dann wirklich erfolgversprechend, wenn alle früheren Kriegs-
parteien ein Mindestmaß an Sicherheit genießen und nicht das Wiederaufflammen von 
Kämpfen befürchten müssen. Aus diesem Grund betont dieses Papier die herausragende 
Bedeutung der Security Governance. 
 
Mitentscheidend für die Wirksamkeit von Governance-Förderung ist auch die gesellschaftli-
che Erfahrung mit demokratischen Prozessen. Wo auf solchen Traditionen aufgebaut 
werden kann, ist der Übergang von einer Kultur der Gewalt zu einer friedlichen und 
demokratischen politischen Kultur deutlich leichter. 
 
Bei der Umsetzung der Governance-Förderung in Nachkriegsgesellschaften treten verschie-
dene Zielkonflikte auf, die möglichst früh berücksichtigt werden sollten: 
 
Bedarf vs. Kapazitäten. In den ersten Jahren nach einem Krieg sind Wiederaufbau der 
Infrastruktur und Governance-Reformen besonders dringlich. Die administrativen Fähigkeiten 
der betroffenen Staaten, diesen Bedarf zu befriedigen, sind häufig sehr begrenzt oder 
werden durch die Bewahrung des Bestehenden vollkommen absorbiert. Damit die 
administrativen Strukturen des Partnerlandes nicht zusätzlich belastet werden, ist es wichtig, 
die Unterstützungsmaßnahmen der ersten Phase so unbürokratisch und flexibel wie möglich 
zu gestalten. 
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Schnelligkeit vs. nachhaltige Kapazitätsentwicklung. In Nachkriegssituationen herrscht 
mitunter enormer Handlungsdruck. Um eine abermalige Destabilisierung der Situation zu 
vermeiden, sind kurzfristige Erfolge und ein zügiger Übergang von der Planung zur Umset-
zung vonnöten. Dies kann bedeuten, dass kurzfristig auf ineffiziente oder in Kriegszeiten 
delegitimierte Strukturen im Partnerland zurückgegriffen werden muss. Dabei ist allerdings 
darauf zu achten, alsbald eine Transformation dieser Einrichtungen zu bewirken. Als 
Alternative bieten sich in einer solchen Situation lokale und internationale NRO an, 
insbesondere bei der Bereitstellung sozialer Dienstleistungen. Deren vorrangiger Einsatz 
birgt jedoch die Gefahr, staatliche Institutionen zu ersetzen und zu delegitimieren. Dies kann 
langfristig ausgerichtete Anstrengungen, staatliche Institutionen zu stärken, erschweren. Die 
Schaffung personeller und institutioneller Kapazitäten benötigt erhebliche Vorlaufzeit und 
kann nicht über Nacht Früchte tragen. Dennoch ist eine gemischte Strategie sinnvoll: Rasche 
und öffentlichkeitswirksame Maßnahmen können den Frieden kurzfristig stabilisieren helfen; 
doch sollte der Aufbau leistungsfähiger Partnerstrukturen auch in der ersten Phase nicht 
vernachlässigt werden. 
 
Effektivität vs. Inklusivität. Die Herausforderungen von Nachkriegssituationen und der mit 
ihnen verbundene Zeitdruck legen eine anfängliche Unterstützung von Regierungs-
institutionen nahe, auch wenn diese nicht vollauf demokratisch legitimiert sind. Dies bedeutet 
einen Eingriff in die häufig prekäre Machtbalance der Nachkriegszeit. Die Berücksichtigung 
der Interessen von Bevölkerungsgruppen, die durch die Regierung nicht ausreichend 
vertreten werden, ist für den politischen Wiederaufbau unverzichtbar, aber mit aufwändigen 
Abstimmungsprozessen verbunden. Eine denkbare Vorgehensweise wäre, die unmittelbaren 
Härten mit einer kleineren Auswahl von Partnerorganisationen zu bearbeiten und erst dann 
komplexere und inklusivere Partnerschaften aufzubauen. Wo staatliche Schwäche zunimmt, 
sollte zur Aufrechterhaltung des noch jungen Friedens Inklusivität Vorrang vor Effizienz 
haben.  
 
Die Frage von Inklusivität stellt sich auch, wenn Kriegsveteranen, rückkehrende Flüchtlinge 
oder Binnenvertriebene Vorzugsbehandlung erhalten, gewöhnlich weil die neue Verwaltung 
potenzielle Störenfriede ruhig halten will. Sofern überhaupt möglich, bedarf es großer 
Anstrengungen, diese Gruppen „mit ins Boot zu holen“. Zugleich kann sich großer Unmut – 
insbesondere bei früheren Opfern – breit machen, wenn Kriegsveteranen unverhältnismäßig 
und zu Lasten der Zivilbevölkerung von der Nachkriegsordnung profitieren.  
 
Makroökonomische Stabilität vs. Schutz verwundbarer Gruppen. Dieser sehr konkrete 
Zielkonflikt im sozio-ökonomischen Bereich hat Rückwirkungen auf die Schwerpunktsetzun-
gen von Entwicklungsagenturen. Soll durch Austeritätsmaßnahmen zunächst die Stabilität 
der Volkswirtschaft gesichert werden, auch wenn dies auf Kosten verwundbarer Bevölke-
rungsgruppen geht? Oder sollen diese Bevölkerungsgruppen und ihr Beitrag zur 
Friedenskonsolidierung im Vordergrund stehen? Nach den Entwicklungskriterien des BMZ 
für eine marktfreundliche und soziale Wirtschaftsordnung muss allen ein Mindestmaß an 
wirtschaftlichem Schutz gewährleistet werden. Fortgesetzte oder gesteigerte Hilfe für 
gefährdete Bevölkerungsgruppen kann jedoch die makroökonomische Balance gefährden 
und Begehrlichkeiten wecken, denen nur die wenigsten Entwicklungsländer gerecht werden 
können. Kurzum: Der Schutz verwundbarer Gruppen ist wichtig. Er muss aber klar definiert 
und eingegrenzt werden. Werden umfangreiche Unterstützungsmaßnahmen von anderen 
Bevölkerungsgruppen als Vorzugsbehandlung wahrgenommen, kann dies sogar eine allge-
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meine Unzufriedenheit auslösen, die den zerbrechlichen Zusammenhalt in Nachkriegs-
gesellschaften in Gefahr bringt.  
 
Dynamische demokratische Prozesse vs. Friedenskonsolidierung. Demokratien haben sich 
im Vergleich zu anderen politischen Herrschaftssystemen gegenüber gewaltsamen 
Konflikten als weniger anfällig erwiesen. Doch können bestimmte soziale Prozesse wie 
Wahlkämpfe oder politische Kundgebungen – insbesondere in unzureichend konsolidierten 
Demokratien – soziale Spaltungen vertiefen. Nach Kriegsende sollten deshalb zunächst 
einige grundlegende Friedensgarantien und ein Gefühl für Gemeinwohl geschaffen werden, 
bevor eine zerbrechliche Übereinkunft einem demokratischen Machtkampf ausgesetzt wird. 
 
Die Förderung von Good Governance in Nachkriegsgesellschaften trägt maßgeblich zu 
politischen Reformen bei. Darüber hinaus stellt sie aber auch eine Form der Krisen-
prävention in Staaten dar, die den Rückfall in gewaltsame Konflikte zu verhindern hilft. Um 
Good Governance wirksam zu fördern, müssen finanzielle Hilfe und politische Beratung 
durch politische Signale ergänzt werden, die den Kräften des politischen Wandels den 
Rücken stärken. Dieses bringt unabänderlich ein gewisses Ausmaß an Einmischung in die 
politischen und sozialen Angelegenheiten des Partnerlandes mit sich. Schon in Zeiten 
relativer Stabilität ist dies ein schwieriges Unterfangen, das besonders sorgfältig 
angegangen werden muss. In einer unbeständigen Nachkriegssituation muss jede Form der 
Zusammenarbeit doppelt auf ihre beabsichtigten und unbeabsichtigten gesellschaftlichen 
Wirkungen geprüft werden. Peace and Conflict Impact Assessments sollten deshalb 
lückenlos vorgenommen werden. Erfahrungen aus anderen Nachkriegsländern können für 
die Entwicklungszusammenarbeit insbesondere in dieser Frage Orientierung bieten. 
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Anhang 

Anhang 1: Nachkriegsländer im Jahr 2005 

 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

Afr ika  
1. Angola Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg BK BK 
2. Eritrea     Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg   
3. Äthiopien  BK BK Krieg Krieg Krieg    BK 
4. Guinea       Krieg Krieg Krieg Krieg  
5. Guinea-Bissau     Krieg Krieg Krieg Krieg     
6. Kamerun BK Krieg  Krieg       
7. Kongo-Brazzaville   Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg BK BK  
8. Kongo-Kinshasa  Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg BK BK 
9. Liberia Krieg Krieg    Krieg Krieg Krieg Krieg  
10. Mali Krieg Krieg Krieg Krieg        
11. Nigeria BK Krieg  BK Krieg Krieg BK BK BK BK 
12. Ruanda BK BK Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg   
13. Senegal Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg BK 
14. Sierra Leone Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg   
15. Tschad Krieg Krieg BK BK BK BK BK BK BK BK 
16. Zentralafr. Republik   BK     Krieg Krieg  

Late inamer ika  
17. Ecuador Krieg  Krieg         
18. Guatemala Krieg Krieg Krieg Krieg        
19. Mexiko Krieg BK BK BK BK BK     
20. Peru Krieg Krieg Krieg BK BK       

As ien  
21. Kambodscha Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg      
22. Pakistan Krieg BK BK BK BK BK BK BK BK BK 
23. Papua–Neuguinea Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg      
24. Salomonen      Krieg Krieg BK BK BK  
25. Sri Lanka Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg BK  

Europa ,  kaukas ische  und  zen t ra las ia t i sche  Länder  
26. Bos.-Herzegowina Krieg Krieg Krieg         
27. Jugoslawien     Krieg Krieg BK BK    
28. Kroatien Krieg Krieg Krieg         
29. Mazedonien        Krieg  BK BK  
Arabische Welt (einschl. Nordafrika), Südkaukasus, Zentralasien 
30. Iran BK BK BK   Krieg BK Krieg   
31. Libanon Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg Krieg BK BK BK BK 
32. Tadschikistan Krieg Krieg Krieg Krieg BK BK BK    
33. Usbekistan      Krieg Krieg BK Krieg   
34. Kirgisistan      Krieg Krieg BK Krieg   

Daten: Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung (AKUF). In Niger (bis 1998), Bangladesh (bis 
1996) und Georgien (andauernd) gab bzw. gibt es bewaffnete Konflikte, doch endeten dort die Kriege 
vor mehr als zehn Jahren. 
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Definition Krieg: Gewaltsamer Massenkonflikt, an dem zwei oder mehr bewaffnete 
Streitkräfte beteiligt sind, darunter mindestens eine reguläre Streitkraft. Auf beiden Seiten 
muss ein Mindestmaß an zentral gelenkter Organisation bestehen; die bewaffneten 
Operationen ereignen sich mit einer gewissen Kontinuität. Kriege werden als beendet 
angesehen, wenn die Kampfhandlungen dauerhaft, d.h. für den Zeitraum von mindestens 
einem Jahr, eingestellt bzw. nur unterhalb der AKUF-Kriegsdefinition fortgesetzt werden. 
 
Definition Bewaffneter Konflikt (BK): Gewaltsame Auseinandersetzung, bei der die Kriterien 
der Kriegsdefinition nicht in vollem Umfang erfüllt sind und eine hinreichende Kontinuität der 
Kampfhandlungen nicht (mehr) gegeben ist. 
 
 

Anhang 2: Gruppierung nach Phasen 

Kategorie Anzahl Davon mit Zwischenstadium BK 

Länder in Bewaffneten Konflikten 8 0 

Länder im 1.-3. Jahr nach dem Krieg/BK 8 4 

Länder im 4.-7. Jahr nach dem Krieg/BK 12 7 

Länder im 8.-10. Jahr nach dem Krieg/BK 6 0 

 
 

Anhang 3: Liste der 19 Kriegsländer 2004 

Afrika 
Burundi 
Côte d’Ivoire 
Somalia 
Sudan (Darfur) 
Uganda 

 
Lateinamerika 
Kolumbien (ELN, FARC) 

 
Asien 
Indien (Assam, Bodos, Kaschmir, Naxaliten, Tripura) 
Indonesien (Aceh) 
Laos 
Myanmar 
Nepal 
Philippinen (Mindanao, NPA) 
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Naher und Mittlerer Osten  
(Arabische Welt einschl. Nordafrika, Südkaukasus, Zentralasien) 
Afghanistan (Bürgerkrieg und USA / al-Qaida) 
Algerien 
Israel (Palästina) 
Jemen (Believing Youth) 
Russland (Tschetschenien) 
Türkei 
Irak  

Nachkriegsländer mit andauernden „Bewaffneten Konflikten“ sind in den Anhängen 1 und 2 
berücksichtigt. 

Daten: Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung (AKUF). Stand: 15. März 2005. 
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Anhang 4: Good Governance in Nachkriegsgesellschaften – 
 eine Übersicht möglicher Maßnahmen und ihrer 
 Sequenzierung 

Phase 1 (1.-3. Jahr) 
Stabilisierung, Identifizierung 
von Prioritäten 

Phase 2 (4.-7. Jahr) 
Umbau und Institutionen-
bildung 

Phase 3 (8.-10. Jahr) 
Konsolidierung und 
Rückkehr zur „Normalität“ 

Security Governance 

• Abrüstung, Demobilisierung 
und Reintegration (DDR-
Programme) 

• Effektive Kontrolle der 
Außengrenzen 

• Landesweiter Aufbau von 
Sicherheitsorganen 

• Verbrechensbekämpfung 
• Community Policing 
• Verbot von (Klein-)Waffen in 

der Öffentlichkeit 
• Dialogforen 
 
In Protektoratssituationen: 
• Peace-keeping durch 

internationale Polizeitruppe 

• Fortbildung von Polizei 
und anderem Sicherheits-
personal zu Menschen-
rechten und Rechtsstaat-
lichkeit 

• Reduzierung des Sicher-
heitsapparates 

• Kleinwaffenkontrolle 
(Nachfragereduzierung, 
Registrierung, Beseiti-
gung) 

• Aufbau öffentlicher Insti-
tutionen zur Streitschlich-
tung und gewaltfreien 
Konfliktlösung 

• Einführung von Kontroll-
mechanismen für die 
Streitkräfte 

• Reform des Sicherheits-
sektors 

• Entwicklung von parla-
mentarischer Kontrolle 
und ziviler Führung der 
Streitkräfte 

• Kleinwaffenkontrolle 
(einschl. Entzug und 
Beseitigung) 

• Unterstützung von demo-
kratischen Institutionen in 
ihrer Ausgleichfunktion 

Political-Administrative Governance 

• Unterstützung der Heraus-
bildung / Stärkung eines 
gesellschaftlichen Basis-
konsenses 

• Dialogprogramme (einschließ-
lich Staat, Zivilgesellschaft, 
Eliten im Exil und Nachbar-
staaten) 

• Unterstützung einheimischer 
Partizipationsverfahren auf 
lokaler Ebene 

• Angebot von staatsbürger-
liche Bildung  

• Unterstützung von Fact 
Finding und Bedarfsanalyse  

• Schaffung eines extern 
unterstützten MR-Monitorings 

• Unterstützung des Zugangs 
zu Informationen (Peace 
Media) 

• Neukonstitution staatlicher 
Strukturen (orientiert an Merk-
malen von Good Governance 
wie horizontale und vertikale 
Machtteilung, Transparenz)

• Ausweitung der Möglich-
keiten für gesellschaftli-
che Beteiligung und 
Kontrolle (z.B. öffentliche 
Anhörungen) 

• Entwicklung der Kapazität 
gesellschaftlicher und 
politischer Organisationen 

• Überprüfung der Gesetz-
gebung, um fairen politi-
schen Wettbewerb zu 
ermöglichen 

• Schaffung von Institutio-
nen zur Überwachung 
und Einhaltung der Men-
schenrechte (Ombuds-
leute, Menschenrechts-
kommission) 

• Förderung von advocacy 
NRO 

• Förderung des Aufbaus 
und der Professionalisie-
rung eines pluralistischen 
Mediensektors 

 

• Organisation und Beo-
bachtung von Wahlen, 
einschl. auf lokaler Ebene 

• Angebot von Wählerfort-
bildung 

• Kapazitätsentwicklung bei 
Parlament und Parlamen-
tariern 

• Unterstützung für Men-
schenrechts-, Anti-
Korruptions- und andere 
para-staatliche Kontroll-
institutionen 

• Beratung bei Rechtsrefor-
men und Schaffung von 
Kohärenz im Rechts-
wesen 

• Capacity Building für poli-
tische Parteien 

• Fortbildung für Rechts-
berufe und Journalisten 

• Stärkung von Transparenz 
und Qualitätsstandards in 
der Verwaltung 
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Phase 1 (1.-3. Jahr) 
Stabilisierung, Identifizierung 
von Prioritäten 

Phase 2 (4.-7. Jahr) 
Umbau und Institutionen-
bildung 

Phase 3 (8.-10. Jahr) 
Konsolidierung und 
Rückkehr zur „Normalität“ 

Machtteilung, Transparenz) 
• Identifizierung und Verortung 

von politischen und sozialen 
Schlüsselakteuren 

• Verständigung über vorüber-
gehende Arrangements der 
Machtteilung (Regierung der 
nationalen Einheit) und 
Übergangsverfassung 

• Bestandsaufnahme der 
Staatsfinanzen, Einführung 
grundlegender Strukturen der 
Finanzverwaltung 

• Herstellung der administra-
tiven Präsenz (Sichtbarkeit) 
des Staates  

• Temporärer Rückgriff auf 
lokale und regionale traditio-
nelle Institutionen 

• Erreichung eines Überein-
kommens zur Korruptionsbe-
kämpfung und genauen Über-
wachung von Hilfsgeldern  

 

In Protektoratssituationen: 
• Beachtung von MR-Standards 

durch ausländische Truppen 
und neue Autoritäten 

• Schaffung einer internationa-
len Übergangsverwaltung, die 
funktionierende lokale Institu-
tionen einbezieht 

• Ermutigung der Bildung 
von Journalistenver-
bänden 

• Überprüfung der Ver-
fassung; Identifizierung 
friedensförderlicher 
Änderungsmöglichkeiten  

• Modernisierung der Ver-
waltung 

• Stärkung der Zusammen-
arbeit von nationalen und 
subnationalen Institutio-
nen 

• Institutionalisierung des 
Kampfes gegen Korrup-
tion 

• Stärkung der Unabhän-
gigkeit und Kapazität des 
Justizwesens 

• Orientierung des Justiz-
systems auf internationale 
Standards 

• Einführung von Verfahren 
zur Versöhnung 

• Schaffung einer effekti-
ven, transparenten 
Finanzverwaltung und 
Haushaltskontrolle 

 

In Protektoratssituationen: 
• Schaffung neuer 

Verwaltungsstrukturen 
• Übergabe politischer 

Verantwortung 

• Ermutigung für Berufsver-
einigungen 

 
In Protektoratssituationen: 
• Übergabe der militäri-

schen Verantwortung 
 

Socio-Economic Governance 

• Sicherung der Grundbedürf-
nisse der Bevölkerung (Ge-
sundheit, Nahrung) 

• Überwachung der humanitä-
ren Situation 

• Identifizierung der sozioöko-
nomischen Herausforderun-
gen und entsprechende Prio-
ritätensetzung 

• Bereitstellung von Zuwendun-
gen für lokale Initiativen/ 
Projekte  

• Schneller (Wieder-)Aufbau 
von Basisinfrastruktur 

• Aufbau nachhaltiger Rah-
menbedingungen für die 
Grundversorgung 

• Verbesserung der Ernäh-
rungssicherheit 

• Erweiterung der (Wieder-) 
Aufbau- und Rehabilitie-
rungsprogramme für die 
Infrastruktur 

• Straffung der Bedingun-
gen für Haushaltshilfen 

• Sicherung von makroöko-
nomischen Schlüssel-
daten  

• Budgethilfe für die Infra-
struktur 

• Rechtssicherheit für aus-
ländische Direktinvestitio-
nen und Privatbesitz 

• Stabilisierung effektiven 
makroökonomischen 
Managements und eines 
funktionierenden Steuer-
systems 

• Nachhaltige, an sozialer 
Gerechtigkeit orientierte 
Stabilisierungsprogramme 
(insb. IWF)  
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Phase 1 (1.-3. Jahr) 
Stabilisierung, Identifizierung 
von Prioritäten 

Phase 2 (4.-7. Jahr) 
Umbau und Institutionen-
bildung 

Phase 3 (8.-10. Jahr) 
Konsolidierung und 
Rückkehr zur „Normalität“ 

• Stabilisierung der Wirtschaft 
durch kurzfristige Programme 

• Strategieentwicklung für die 
Bekämpfung von Gewaltöko-
nomien 

• Überprüfung und Korrektur 
bestehender Entwicklungs-
planung und Entwicklungs-
strategien 

• Schrittweise Wiedereinfüh-
rung des Steuersystems 

• (Provisorische) Regelung von 
Nutzungs- und Eigentums-
rechten (insbesondere Land) 

• Wiederbelebung (auslän-
discher) Investitionen 

• Belebung der Wirtschaft 
durch marktfreundliche 
Orientierung 

• Eindämmung und Über-
windung von Gewaltöko-
nomien 

• Regelung von Eigentums-
fragen 

• Einleitung einer tragfähi-
gen Bodenreform 

• Entwicklung einer zweck-
mäßigen Aufgabenteilung 
zwischen staatlichen und 
nicht-staatlichen Akteuren 

• Aufbau nationaler Institu-
tionen des Katastrophen-
schutzes 

• Hilfe bei der Regulierung 
des Bankenwesens 

• Unterstützung von sozial 
verträglicher Privatisie-
rung und Liberalisierung 

• Ermöglichung von Zugang 
zu und Teilnahme an glo-
balen Märkten für Unter-
nehmen (Banken, Import-
/Export-Zertifizierung etc.) 

• Stärkung der beruflichen 
Bildung zur Diversifizie-
rung der Volkswirtschaft 
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Anhang 5: Projektbeispiele 

1. Afghanistan  
 
Hintergrund 
 
Nach mehr als 20 Jahre Krieg liegt Afghanistans Infrastruktur am Boden. Die Zerstörung 
erstreckt sich auf öffentliche und soziale Institutionen, die für ein funktionsfähiges Staats-
wesen lebenswichtig sind. Besonders stark betroffen sind die Gewährleistung von Rechts-
staatlichkeit und die Bereitstellung öffentlicher Grunddienstleistungen. Soweit Verwaltungs-
strukturen existieren, gehören sie häufig zu lokalen Autoritäten anstelle der nationalen 
Übergangsregierung. Eines der zentralen Hindernisse beim Wiederaufbau des afghanischen 
Staates liegt in der Schwierigkeit, ausreichend qualifiziertes Personal für seine Institutionen 
zu rekrutieren. 
 
 
Das Vorhaben 
 
Das TZ-Projekt „Rechtsberatung und Herstellung von Rechtsstaatlichkeit“ begegnet dem 
Mangel an qualifizierten Fachkräften auf allen Ebenen des Rechtssystems. Projektpartner 
sind neben Innen- und Justizministerium auch das Frauenministerium und nationale NRO. 
Das Projekt hebt darauf ab, Frauen wie Männer Afghanistans Zukunft gestalten zu lassen. 
 
In den Bereichen Polizei und Justiz konzentrieren sich die Projektmaßnahmen auf Capacity 
Development und Weiterbildung zu Menschenrechten und Ermittlungsarbeit. Mit seiner 
langfristigen Perspektive fördert das Projekt auch afghanische Ausbilder in diesem Bereich 
und die Entwicklung der notwendigen Unterrichtsmaterialien. Schließlich sollen geeignete 
Aufsichtsstrukturen (z.B. Disziplinarkommissionen) sicherstellen, dass die Polizei und Justiz 
Afghanistans neue Verfassung bei ihrer täglichen Arbeit beachten. Um Erfahrungen zu teilen 
und Kontakte zu vermitteln, werden diese Maßnahmen durch regionale Studienreisen 
ergänzt. Insgesamt soll das Projekt das Vertrauen der afghanischen Bevölkerung in ihre 
Verwaltung und Institutionen stärken. Die Maßnahmen zielen ausdrücklich auf verstärkte 
politische Partizipation, partizipative Entwicklung und Good Governance. 
 
Ein weiterer Schwerpunkt ist die Ausbildung afghanischer Rechtsanwältinnen. Hierzu 
gehören der Erfahrungsaustausch mit Frauenorganisationen in anderen islamischen Ländern 
und Studienaufenthalte in Deutschland. Das Ziel ist ein Rechtsberatungsangebot für Frauen, 
das es ihnen erleichtert, rechtliche Informationen zu erhalten und ihre Rechte 
wahrzunehmen. 
 
Um Afghanistans politische Selbstbestimmung und soziale Stabilität zu unterstützen, trägt 
das Projekt auch zum Aufbau von Melde- und Wählerregistern vor den Wahlen 2004 und 
2005 bei. Zu dieser Maßnahme gehört die vorbereitende Qualifikation von Wahlhelferinnen.  
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2. Kambodscha 
 
Hintergrund 
 
In einem Prozess friedlichen Wiederaufbaus und demokratischer Transformation überwindet 
Kambodscha derzeit einen jahrzehntelangen Bürgerkrieg. Obwohl es Rückschläge gibt, ist 
Kambodscha auf dem Weg zu politischer Stabilität. Anfang 1999 hat die kambodschanische 
Regierung ein weit reichendes Reformprogramm begonnen, zu dem die Dezentralisierung 
der administrativen Struktur des Landes gehört. Diese soll die Bereitstellung von 
Dienstleistungen und die demokratische Partizipation verbessern. In diesem Zusammenhang 
soll sich die Dezentralisierung nicht auf die Einrichtung dezentraler Gebietkörperschaften 
beschränken. Der Bevölkerung soll vielmehr die Möglichkeit eröffnet werden, ihre 
Fähigkeiten zu entfalten und die lokale administrative Ordnung mitzugestalten. 
 
 
Das Vorhaben 
 
Das TZ-Projekt „Unterstützung der Verwaltungsreform/Dezentralisierung“ bietet Beratungs-
leistungen für Planung und Schaffung regionaler und lokaler Formen der Selbstverwaltung 
an. Dazu gehört eine Reihe von Pilotmaßnahmen, die der landesweiten Umsetzung der 
Reformen vorausgehen. 
 
Um den Council for Administrative Reform (CAR) und den National Council for the Support of 
Communes (NCSC) zu stärken, wird in Workshops und Studien das notwendige Know-how 
über Politikformulierung im Dezentralisierungsprozess vermittelt. Zudem werden vorhandene 
Regelwerke an die Veränderungen in der Kommunalgesetzgebung angepasst und ein 
Konzept für interkommunale Zusammenarbeit unterstützt, indem CAR und NCSC ein 
geeignetes Instrument zum Prozessmanagement an die Hand gegeben wird. Im größeren 
Zusammenhang zielt das Projekt auf die Stärkung der Konsultations- und Koordinations-
mechanismen zwischen Verwaltungsagenturen und Regierung, Zivilgesellschaft, 
Privatwirtschaft und internationale Gemeinschaft. 
 
Um sicherzustellen, dass die Partizipation im Dezentralisierungsprozess so umfassend und 
effektiv wie möglich ist, werden durchgängig gender-sensitive Qualifizierungsstrategien, 
Curricula und Ausbildungsmodule verwendet. 
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3. Guatemala 
 
Hintergrund 
 
Nach 36 Jahren Bürgerkrieg und autoritären Regimen schlägt die Demokratie in Guatemala 
langsam Wurzeln. Gleichwohl ist die Gesellschaft durch den Krieg noch immer traumatisiert 
und gespalten. Die tief greifenden wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Spannungen 
lassen immer wieder gewaltsame Konflikte aufflammen. 
 
Ein wichtiger Ansatzpunkt für die Technische Zusammenarbeit sind Bildungsmaßnahmen, 
die krisenpräventive und den Frieden fördernde Fähigkeiten in der Jugend des Landes 
unterstützen. Aktivitäten in diesem Bereich können schon kurzfristig konfliktmindernde 
Wirkungen haben und langfristig zu verbesserter Governance beitragen, indem sie die 
Prinzipien von Partizipation, multikulturellem Zusammenleben und gewaltfreier Konfliktlösung 
verankern. 
 
 
Das Vorhaben 
 
Neben den oben genannten Maßnahmen initiiert das TZ-Projekt „Erziehung zu Frieden und 
Demokratie“ pädagogische und institutionelle Reformkonzepte und setzt diese um. Es 
wendet sich an das Erziehungsministerium und an zivilgesellschaftliche Akteure im Bereich 
Bildung (NRO, Kirchen, Forschungsinstitute, Universitäten). Für die letztgenannten 
übernimmt das Projekt vor allem eine Dienstleistungs- und Vernetzungsfunktion. 
 
Im Rahmen von Guatemalas Bildungsreform soll das Projekt das Konzept einer Pädagogik 
für Frieden und Demokratie entwerfen, das Schülern hilft, die Vergangenheit ihres Landes zu 
bewältigen und dessen Zukunft zu gestalten. Dazu gehören die Entwicklung geeigneter Lehr- 
und Lernmittel, die Organisation von Foren, Workshops und Projekten in Schulen sowie die 
Verbesserung der Curricula in der Grundschulerziehung und in der Lehrerausbildung. In 
ausgewählten Pilot-Gemeinden werden Modelle der Schülerbeteiligung, der Mitbestimmung 
der Eltern und von Vertretern lokaler Institutionen entwickelt und umgesetzt. Ein weiteres Ziel 
ist es, die Erfahrungen fortlaufend auszuwerten und über die oben genannte 
Netzwerkstruktur zu verbreiten. Um ihre Ausstrahlungskraft (z.B. über lokale Radiosender) 
zu erhöhen, werden besonders innovative Projekte der Zivilgesellschaft mit örtlichen 
Zuschüssen unterstützt. Ein Monitoringsystem zur Beobachtung der Wirkung der geförderten 
Maßnahmen wird entwickelt und zusammen mit den Partnerorganisationen umgesetzt. 

47 



Anhang 

4. Ruanda 
 
Hintergrund 
 
Nach dem Völkermord 1994 war es die vordringlichste Aufgabe in Ruanda, die innere und 
äußere Sicherheit wiederherzustellen und zu garantieren. Ruanda hat sich im Abkommen 
von Arusha verpflichtet, den politischen Übergang zu einer pluralistischen Demokratie bis 
zum 15. Juli 2003 zu vollenden. Die Erarbeitung und Einführung einer neuen nationalen 
Verfassung, gefolgt von Parlaments- und Präsidentschaftswahlen im Jahr 2003 gelten als 
wichtige Schritte auf dem Weg zu dieser neuen politischen Kultur. Die Nationale 
Wahlkommission ist mit der Durchführung der Wahlen betraut worden. Diese hat bereits 
erfolgreich lokale Wahlen abgehalten, verfügt jedoch nur über geringe Erfahrung bei der 
Organisation von freien Präsidentschafts- und Parlamentswahlen. Die Kommission und die 
ruandische Regierung haben deshalb die deutschen Partner um Hilfe bei der Planung, 
Durchführung und Auswertung der Wahlen gebeten. 
 
 
Das Vorhaben 
 
Der Beitrag der deutschen TZ wird im Rahmen des Projekts „Unterstützung der Nationalen 
Wahlkommission“ geleistet. Die wesentlichen Leistungen bestehen in der Beratung der 
Kommission durch Kurzzeitexperten und in der Verbesserung der logistischen Kapazität der 
Kommission (z.B. durch Fahrzeuge und Informationstechnologie). Die Beratung soll die Aus- 
und Fortbildung von Wahlhelfern auf nationaler und auf Provinz- und Ortsebene verbessern. 
Für diesen Zweck werden Lehrmaterialien hergestellt und verteilt. Außerdem werden die 
Organisation und Durchführung der Wahlen gemeinsam ausgewertet und ein Vorschlag zur 
Durchführung künftiger Wahlen erarbeitet. Die von der Kommission unternommenen 
Vorbereitungsmaßnahmen werden von deutschen Experten überprüft und technisch 
unterstützt. Diese begleiten den Partner auch bei der Abfassung der notwendigen neuen 
Durchführungsgesetze (z.B. Parteien- und Wahlgesetz).  
 
Das Projekt trägt dazu bei, die Beteiligung der überwiegend in Armut lebenden Bevölkerung 
an öffentlichen Angelegenheiten durch die Abhaltung freier Wahlen zu stärken. Außerdem 
will es eine verantwortungsvolle Regierungsführung stärken. Es fördert die Gleichberechti-
gung der Geschlechter durch die gezielte Förderung der politischen Teilnahme von Frauen 
und hilft, Wahlen als einen möglichen Mechanismus zu erkennen, gesellschaftliche 
Spannungen friedlich zu lösen. 
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